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Entwurf eines Gesetzes 

über das Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Österreich über Sozialversicherung nebst Schlußprotokoll 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
sdilossen: 

Artikel 1 

Dem in Salzburg am 21. April 1951 Unter- 
zeichneten Abkommen zwlsdien der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik 
Österreich über Sozialversicherung sowie dem 
gleichzeitig Unterzeichneten Schlußprotokoll 
wird zugestimmt. 


Artikel 2 

Das Abkommen nebst Schußprotokoll wird 
nachstehend mit Gesetzeskraft veröffentlidit. 
Der Tag, an dem das Abkommen nach 
seinem Artikel 42 Absatz 2 und das Schluß- 
protokoll nach seiner Schlußbestimmung in 
Kraft treten, ist Im Bundesgesetzblatt be- 
kanntzugeben. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 


Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich über Sozialversicherung 


Der Präsident der Bundesrepublik 
Deutschland 
und 

der Bundespräsident der Republik 
Österreich 

von dem Wunsche geleitet, die gegenseitigen 
Beziehungen zwischen den beiden Staaten auf 
dem Gebiet der Sozialversicherung zu regeln, 
sind übereingekommen, ein Abkommen zu 
schließen, und haben hierfür zu ihren Bevoll- 
mächtigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutsch- 
land 

Herrn Josef Eckert, Ministerial- 
direktor im Bundesministerium für 
Arbeit, 

Herrn Dr. Wilhelm Dobbernack, 
Ministerialrat im Bundesministe- 
rium für Arbeit, 


der Bundespräsident der Republik Öster- 
reich 

Herrn Dr. Artur Rudolph, Sek- 
tionschef im Bundesministerium für 
soziale Verwaltung, 

die nach Austausch ihrer in guter und ge- 
höriger Form befundenen Vollmachten nach- 
stehende Bestimmungen vereinbart haben: 

ABSCHNITT I 

Allgemeine Grundsätze 

Artikel 1 

Dieses Abkommen bezieht sich in der Bun- 
desrepublik Deutschland und in der Re- 
publik Österreich auf 

a) die Krankenversicherung, 

b) die Unfallversicherung, 
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c) die Rentenversicherung der Arbeiter 
(Invalidenversicherung), 

d) die Rentenversicherung der Angestell- 
ten (Angestelltenvcrsichcruiig), 

c) die knappschaftliche Rentenversiche- 
rung, 

Artikel 2 

Die deutschen und die österreichischen 
Staatsangehörigen sind in ihren Rechten und 
Pflichten aus der Sozialversicherung (Pflicht- 
und freiwillige Versicherung) der beiden Ver- 
tragsstaaten einander gleichgestellt. Dies gilt 
auch für das Recht auf freiwillige Versiche- 
rung; hierfür werden die in den Verslclierun - 
gen der beiden Vertragsstaaten zurückgeleg- 
ten Versicherungszciten zusammengerechnct. 
Für die Anwendung innerstaatlicher Vor- 
schriften eines der beiden VeriragssUuiLen auf 
dem Gebiet der Sozialversicherung, die eine 
unterschiedliche Behandlung von Inländern 
und Ausländern vorsehen, gelten die Ange- 
hörigen des anderen Staates als Inländer. 

Artikel 3 

(1) Soweit in diesem Abkommen nicht Ab- 
weichendes bestimmt ist, werden die Leistun- 
gen der Sozialversidierung eines der beiden 
Vertragsstaaten deutschen und öster- 
reichischen Srn nrsnngehörlgen ln das CTcbiet 
des anderen Staates einschließlich aller Zu- 
schläge in gleicher Weise wie bei Inlandsaut- 
cnthalt gewährt. Bei Anwendung der Vo^*- 
schriften eines der beiden Vertragsstaaten 
über die Abfindung von Leist ungsansprüchen 
gilt der Aufenthalt im Gebiet des anderen 
Staates für deutsdie und österreichisdic 
Staatsangehörige als Inlandsaufcnthalt. 

(2) Die Leistungen der Sozialversicherung 
eines der beiden Vertragsstaaten werden An- 
gehörigen des anderen Staates, die sich im 
Gebiet eines dritten Staates aufhalten, unter 
den gleichen Voraussetzungen und im 
gleichen Umfang gewährt, wie eigenen Staats- 
angehörigen, die sich in dem dritten Staat 
aufhalten. 

Artikel 4 

Bei der Durchführung der Sozialversiche- 
rung werden die Vorschriften des Vertrags- 
staates angewendet, in dessen Gebiet die für 
die Versicherung malsgcbende Beschäftigung 
ausgeübt wird. 

Artikel 5 

(1) Vom Grundsatz des Artikels 4 gelten 
folgende Ausnahmen; 


1. Wird ein Arbeitnehmer von einem Be- 
trieb, der seinen Sitz im Gebiet eines der 
beiden Vertragsstaaten hat, für begrenzte 
Dauer in das Gebiet des anderen entsendet, 
so bleiben die Vorschriften des Staates 
maßgebend, in dem der Betrieb seinen Sitz 
hat, wenn der Aufenthalt im anderen Ge- 
biet sechs Monate nidit übersteigt. Dies gilt 
auch, wenn sich der Arbeitnehmer eine‘f 
Betriebes, der seinen Sitz im Gebiet eines 
der beiden Vertragsstaaten hat, infolge der 
besonderen Art der Beschäftigung wieder- 
holt im Gebiet des anderen Staates aufhält, 
und der einzelne Aufenthalt sechs Monate 
nicht übersteigt. 

2. Erstrecken sich im Grenzgebiet Betriebe 
aus dem Gebiet des einen Vertragsstaates In 
das des anderen, so finden auf die Arbeit- 
nehmer dieser Betriebe ausschließlich die 
Vorschriften des Staates Anwendung, in 
dessen Gebiet der Betrieb seinen Sitz hat. 

3. Werden Bedienstete von einem dem 
öffentlichen Verkehr dienenden Verkehrs- 
unternehmen einschließlich der Unter- 
nehmen der Schiffahrt auf der Donau und 
ihren Nebenflüssen (Donauschiffahrt), das 
seinen Sitz im Gebiet eines der beiden Ver- 
tragsstaaten hat, in dem des anderen vor- 
übergehend oder aui Ansehlußslreeken, in 
Grenzbahnhöfen oder Grenzhäfen dauernd 
beschäftigt, so gelten ausschließlich die 
Vorschriften des Staates, In dessen Gebiet 
das Unternehmen seinen Sitz hat. 

4. Die Bestimmungen der Ziffer 3 gelten 
ebenfalls 

a) für das fahrende Personal eines unter 
Ziffer 3 fallenden Unternehmens der 
Donauschiffahrt, soweit dieses Personal 
dauernd im Gebiet des anderen Staates 
außerhalb einer Anschlußstrcckc oder 
eines Grenzhafens beschäftigt ist, 

b) für die Bediensteten eines Luftfahrt- 
unternehmens, das seinen Sitz im Ge- 
biet eines der beiden Vertragsstaaten 
hat, soweit sie die Staatsangehörigkeit 
dieses Staates besitzen und im Flug- 
oder Bodendienst auf dem Gebiet des 
anderen Staates vorübergehend oder 
dauernd beschäftigt sind, sowie für son- 
stige Bedienstete dieser Unternehmen 
ohne Rücksicht auf ihre Staatsange- 
hörigkeit, die vorübergehend ln das 
Gebiet des anderen Staates entsendet 
werden. 
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5, Wird die Besatzung eines im Werksver- 
kehr auf der Donau und ihren Neben- 
flüssen fahrenden Schiffes eines Unter- 
nehmens mit dem Sitz im Gebiet eines der 
beiden Vertragsstaaten vorübergehend 
oder dauernd im Gebiet des anderen 
Staates beschäftigt, so gelten ausschließlich 
die Vorschriften des Staates, in dessen Ge- 
biet das Unternehmen seinen Sitz hat. 

6. Die Besatzung eines Seeschiffes unterliegt 
den Vorschriften des Vertragsstaates, unter 
dessen Flagge das Schiff fahrt. 

7. Die von einem Vertragsstaat in das Gebiet 
des anderen entsandten Bediensteten 
öffentlicher Verwaltungsstellen (Zoll, Post, 
Paßkontrolle usw.) unterstehen den Vor- 
schriften des entsendenden Staates. 

8, Auf die Bediensteten bei diplomatischen 
oder berufskonsularischen Vertretungen 
der beiden Vertragsstaaten und die in 
deren persönlichen Diensten stehenden 
Personen finden die Vorschriften des 
Staates Anwendung, dem sie angehören; 
diese in persönlichen Diensten stehenden 
Personen können jedoch innerhalb von 
sechs Wochen nach Beginn ihrer Beschäf- 
tigung beantragen, nach den Vorschriften 
des Staates versichert zu werden, in dem 
sie beschäftigt sind. 

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 
Ziffern 1 und 2 gelten entsprechend für die 
Sozialversicherung einer Person, die in einem 
der beiden Vertragsstaaten selbständig er- 
werbstätig ist und in Ausübung dieses Er- 
werbes im Gebiet des anderen Staates tätig 
wird. 

(3) Die obersten Verwaltungsbehörden der 
beiden Vertragsstaaten können weitere Aus- 
nahmen von dem Grundsatz des Artikels 4 
vereinbaren; sie können im gegenseitigen 
Einvernehmen für einzelne Fälle oder Grup- 
pen von Fällen auch zulassen, daß von den 
Bestimmungen des Absatzes 1 abgewicheti 
wird. 

Artikel 6 

(1) Soweit nach den Vorschriften eines der 
beiden Vertragsstaaten eine Leistung aus der 
Sozialversicherung oder Bezüge anderer Art 
oder eine Erwerbstätigkeit oder ein Sozial- 
versicherungsverhältnis rechtliche Auswir- 
kungen auf eine Leistung der Sozialversiche- 
rung, die Versicherungspflicht, die Versiche- 
rungsfreiheit oder die freiwillige Versicherung 
haben, kommt die gleiche Wirkung auch 


gleichartigen Bezügen aus dem anderen Staat 
oder einer gleichartigen Erwerbstätigkeit 
oder einem gleichartigen Versicherungsver- 
hältnis im anderen Staat zu. 

(2) Haben nach Absatz 1 Bezüge aus einem 
Vertragsstaat die Kürzung oder das Ruhen 
von Leistungen beider Vertragsstaaten zur 
Folge, so dürfen die Bezüge von den beider- 
seitigen Versicherungen nur zu dem Teil für 
die Kürzung oder das Ruhen berücksichtigt 
werden, der dem Verhältnis der bei der 
Leistungsberechnung zu Grunde gelegten 
Versicherungszeiten in der deutschen und in 
der österreichischen Sozialversicherung ent- 
spricht. 

(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 
2 werden l'm Verhältnis zwischen Leistungen 
aus den beiderseitigen Rentenversicherungen, 
die nach Abschnitt IV zustande kommen, 
nicht angewendet. 

ABSCHNITT II 
Krankenversicherung 

Artikel 7 

Soweit Versicherungszeiten der Kranken- 
versicherung Voraussetzung für einen 
Leistungsanspruch sind, werden die in der 
Krankenversicherung der beiden Vertrags- 
staaten zurückgelegten Versicherungszeiten 
zusammengeredinet. 

Artikel 8 

Stehen einem Berechtigten Leistungen von 
Versicherungsträgern beider Vertragsstaaten 
zu, so kann er die gleichen Leistungen nur 
von einem Versicherungsträger beanspruchen. 
Leistungspflichtig ist der Versicherungsträger, 
dem er im Zeitpunkt des Eintrittes des Ver- 
sicherungsfalles angehört hat. 

Artikel 9 

(1) Ein Versicherter, der gegen einen Ver- 
sicherungsträger eines der beiden Vertrags- 
staaten einen Leistungsanspruch hat und sich 
nach Eintritt des Versicherungsfalls in das 
Gebiet des anderen Staates begibt, behält den 
Anspruch, wenn der zuständige Versichc- 
rungsträger vorher der Verlegung des Auf- 
enthalts zugestimmt hat. Diese Zustimmung 
kann nur wegen des Krankheitszustandes des 
Versicherten verweigert werden. Für die 
Leistungen der Wochenhilfe kann die Zu- 
stimmung schon vor Eintritt des Versiche- 
rungsfalles erteilt werden. Der Versicherungs- 
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träger kann die Zustimmung nachträglich er- 
teilen, falls die Voraussetzungen für die Ge- 
währung der Zustimmung vorliegen und der 
Versicherte die Zustimmung aus entschuld- 
baren Gründen vorher nicht einholen konnte. 

(2) Ein Versicherter behält den Lcistungs- 
anspruch gegen den Versichcrungsträger, dem 
er angehört, auch wenn der Versichcrungsfall 
im Gebiet des anderen Vertragsstaates ein- 
tritt. 

(3) Ein Grenzgänger hat Anspruch auf 
Leistungen gegen den Versichcrungsträger, 
dem er angchört, sowohl in seinem Wohn- 
sitzland als auch in dem Land, in dem sein 
Beschäftigungsort liegt. 

Artikel 10 

(1) ln den Fallen des Artikels 9 werden 
die Leistungen von dem für den Aufenthalts- 
ort des Versicherten zuständigen Versichc- 
rungsträger gewährt. Bei den Sadileistungen 
gelten die für diesen Versicherungsträger 
maßgebenden Vorschriften, für Geldleistun- 
gen dagegen diejenigen des Vcrsichcrungs- 
trägers, gegen den der Leistungsanspruch be- 
steht; der letztgenannte Versicherungsträger 
hat dem Auszahlendcn die Höhe und die 
Höchstdauer der Geldleistungen mitzuteilen. 

(2) Der vernf lichtere Versicherungsträger 
erstattet dem die Leistungen gewährenden 
Versidaerungsträger die dadurch entstehen- 
den Kosten. Das Nähere über die Kostener- 
stattung wird zwischen den obersten Verwal- 
tungsbehörden der beiden Vertragsstaaten 
geregelt; Pauschbeträge für die Erstattung 
können festgesetzt werden. 

(3) Ist in den Fällen des Artikels 9 cm 
Träger der österreichischen Meisterkranken- 
versicherung oder ein Träger einer Kranken- 
versicherung leistungspflichtig, für weldie 
die Vorschriften des österreichischen Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Bundes- 
angestellten gelten, so werden die Bestim- 
mungen der Absätze 1 und 2 nur ange- 
wendet, wenn ein solcher Träger die für den 
Aufenthaltsort des Versicherten in der Bun- 
desrepublik Deutschland zuständige Allge- 
meine Ortskrankenkasse oder, wo eine solche 
nicht besteht, die Landkrankenkasse um die 
Gewährung der Leistungen ersucht. Für die 
Leistungen gelten die Vorschriften der ver- 
pflichteten österreichischen Krankenversiche- 
rung. Der verpflichtete Versicherungsträger 
hat dem Ersuchen diese Vorschriften be- 
kanntzugeben. 


Artikel 11 

Für die beiderseitigen Krankenversicherun- 
gen der Empfänger von Leistungen aus der 
Arbeitslosenversicherung, der Kriegsbe- 
schädigten in beruflicher Ausbildung und der 
Kriegshinterbliebenen gelten nur die Bestim- 
mungen der Artikel 7 und 8, des Artikels 9 
Absätze 1 und 2 und des Artikels 10, für die 
zwei erstgenannten Krankenversicherungen 
auch die Bestimmungen des Artikels 12, für 
die erstgenannte überdies die Bestimmungen 
der Artikel 2 und 13. 

Artikel 12 

(1) Die anspruchsberechtigten Familienan- 
gehörigen eines Versicherten, der einem Ver- 
sicherungsträger eines der beiden Vertrags- 
staaten angchört, erhalten beim Aufenthalt 
im Gebiet des anderen Staates die Leistungen 
von dem für den Aufenthaltsort des 
Familienangehörigen zuständigen Versichc- 
rungsträger nach den für Ihn maßgebenden 
Vorschriften. Hierbei werden auf die Höchst- 
dauer der Leistungen die Zeiten angerechnct, 
während deren für den gleichen Versiche- 
rungsfall Leistungen bereits gewährt worden 
sind. Die Leistungen gehen zu Lasten des 
Versicherungsträgers, dem der Versicherte an- 
gehört. Dieser Versichcrungsträger erstattet 
dem Versicherungsträger, der die Leistungen 
gewährt hat, die entstandenen Aufwendun- 
gen; Artikel 10 Absatz 2 zweiter Satz gilt 
entsprechend. 

(2) Handelt es sich um die anspruchsberedi- 
tigten Familienangehörigen eines Versicher- 
ten, der einem österreichischen Träger der 
Krankenversicherung im Sinne des Artikels 
10 Absatz 3 angehört, so gilt die bezeidinete 
Bestimmung entsprechend. 

Artikel 13 

(1) Die Vorschriften eines der beiden Ver- 
tragsstaaten, nach denen ein Leistungsan- 
spruch auch besteht, wenn der Versicherungs- 
fall innerhalb einer bestimmten Frist nach 
dem Ausscheiden aus der Versicherung eln- 
tritt, gelten nicht, wenn sich der Versiche- 
rungsfall im Gebiet des anderen Staates er- 
eignet. 

(2) Begibt sich ein aus der Krankenversiche- 
rung des einen Vertragsstaates Ausgeschiede- 
ner während der im Absatz 1 bezeidineten 
Frist In das Gebiet des anderen Staates und 
kehrt' er innerhalb von zwei Monaten nach 
dem Ausscheiden wieder in das Gebiet des 
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erstereii Staates zurück, so bleibt Ihm die An- 
spruchsberechtigung gegenüber dem Versiche- 
rungsträger dieses Staates für den Teil der 
Frist erhalten, der im Zeitpunkt der Ver- 
legung des Aufenthalts in das Gebiet des an- 
deren Staates noch nicht abgclaufen war; 
dieser restliche Teil der Frist beginnt mit dem 
Tage der Grenzüberschreitung. 

Artikel 14 

Rentner sind auf Grund ihres Rentenan- 
spruchs nur in dem Vertragsstaat, in dessen 
Gebiet sie wohnen, nach den Vorschriften 
dieses Staates krankenversichert. Der hier- 
nach zuständige Träger der Krankenversiche- 
rung erhält, nach den für Ihn geltenden Vor- 
schriften den Beitrag von dem zur Renten- 
zahlung verpfliditeten Träger der Renten- 
versicherung. Sind Träger der Rentenver- 
sicherung beider Vertragsstaaten zur Renten- 
zahlung verpflichtet, so leistet den Beitrag 
der Versicherungsträger des Staates, aus 
dessen Versicherung die längere Versichc- 
rungszeit für die Berechnung der Rente be- 
rücksichtigt wurde. Der beitragspflichtige 
Träger der Österreichischen Rentenversiche- 
rung ist berechtigt, von der Rente den Be- 
trag einzubehalten, der nach den für ihn gel- 
tenden Vorschriften von der Rente elnbc- 
halten werden darf. 

ABSCHNITT III 
Unfallversicherung 

Artikel 15 

Die Bestimmungen der Artikel 8 bis 10 
und des Artikels 12 Absatz 1 gelten für die 
Leistungen der Unfallversicherung, mit Aus- 
nahmen der Renten und des Sterbegeldes, 
entsprechend. 

Artikel 16 

(1) Ist eine Rente von einem Versicherungs- 
träger eines der beiden Vertragsstaaten zu ge- 
währen und soll von einem Versicherungs- 
träger des anderen Staates auf Grund eines 
neuen Arbeitsunfalls oder einer Berufskrank- 
heit eine weitere Rente festgestellt werden, 
so berücksichtigt der Versicherungsträger 
dieses Staates die frühere Rente in der 
gleichen Weise, als ob er auch diese Rente zu 
gewähren hätte. 

(2) Die nadi den Vorschriften eines Ver- 
tragsstaates auf Grund einer Berufskrankheit 
zu gewährenden Leistungen sind auch zu ge- 
währen, wenn der Vcrsicherungsfall zwar 


während der Zugehörigkeit zur Unfallver- 
sicherung dieses Staates eintritt, jedoch die 
Berufskrankheit bereits durch die Beschäfti- 
gung im Gebiet des anderen Staates ver- 
ursacht wurde, ohne daß nach den Vorschrif- 
ten dieses Staates der Vcrsicherungsfall als 
eingetreten galt. 

ABSCHNITT IV 

Rentenversicherungen 

(Rentenversicherung der Arbeiter, Renten- 
versicherung der Angestellten, knappschaft- 
liche Rentenversicherung) 

Artikel 17 

(1) Bei Versicherten, die in beiden Ver- 
tragsstaaten in einer oder mehreren Renten- 
versicherungen versichert waren, werden für 
die Erfüllung der Wartezeit oder sonstiger 
Mindestbeltragszeiten und für die Erhaltung 
der Anwartschaft die in den Rentenversiche- 
rungen beider Staaten zu berücksichtigenden 
Beitragszeiten und ihnen gleichgestellten Be- 
schäftigungszeiten zusammengerechnet; hier- 
bei werden Zelten einer Rentenversicherung 
des anderen Staates ebenso wie Zelten der 
gleichartigen Rentenversicherung des eigenen 
Staates berücksichtigt. Das Gleiche gilt für 
die sowohl nach den Vorschriften des einen 
als auch nach den Vorschriften des anderen 
Vertragsstaates den Beltragszelten gleich- 
stehenden Ersatzzeiten. Andere Ersatzzeiten 
werden nur in der Versicherung des Staates 
berücksichtigt nach dessen Vorschriften diese 
Zelten den Beitragszelten gleichgestellt sind. 
Vcrsidierungszelten (Beltragszeiten, ihnen 
gleidigestellte Beschäftigungszeiten, Ersatz- 
zeiten), die sich decken, werden nur einmal 
berücksichtigt. 

(2) Soweit in der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung der Leistungsanspruch davon 
abhängt, daß während einer bestimmten Zeit 
wesentlich bergmännische Arbeiten oder 
Hauerarbeit unter Tage verrichtet worden 
sind, werden solche Beschäftigungszeiten der 
betreffenden Art zusammengerechnet. 

Artikel 18 

(1) In den Fällen, in denen nach Artikel 17 
Versidierungszeiten zusammengeredinet wer- 
den, stellen die Versicherungsträger der bei- 
den Vertragsstaaten ihre Leistungen nach 
folgenden Bestimmungen fest: 
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1. Jeder Versicherungsträger beurteilt nach 
den für ihn geltenden Vorschriften und 
unter Berücksichtigung der Bestimmungen 
dieses Abkommens, ob die Voraussetzun- 
gen für den Leistungsanspruch erfüllt sind. 

2. Die Leistungen werden nach den für den 
feststellenden Versicherungsträger maß- 
gebenden innerstaatlichen Vorschriften auf 
Grund der nach diesen Vorschriften zu be- 
rücksichtigenden Versicherungszeiten be- 
rechnet; jedoch gelten die nachstehenden 
Besonderheiten: 

a) Ersatzzeiten, die nach den Vorschriften 
beider Vertragsstaaten für die Berech- 
nung der Leistungen zu berücksichtigen 
wären, sind nur In dem Staat zu be- 
rücksichtigen, • in dessen Versicherung 
der letzte Beitrag vor der Ersatzzeit 
entrichtet wurde. 

b) Leistungen oder Leistungsteile, deren 
Höhe von der Dauer der Vcrslchc- 
rungszeiten unabhängig ist, werden nur 
zu dem Teil gewährt, der dem Ver- 
hältnis der vom feststellenden Versiche- 
rungsträger bei Berechnung der 
Leistung berücksichtigten Versiche- 
rungszelten zur Summe der für die Be- 
rechnung der Leistungen aus den Ver- 
sicherungen beider Staaten berücksich- 
tigten Versicherungszciten entspricht. 

(2) Sind in der Versicherung eines der 
beiden Vertragsstaaten nicht mehr als zwei- 
undfünfzig Beitragswochen (zwölf Beitrags- 
monate) für die Rentenberechnung zu be- 
rücksichtigen, so besteht aus dieser Versiche- 
rung kein Leistungsanspruch, cs sei denn, daß 
nach deren innerstaatlichen Vorschriften die 
Wartezeit als erfüllt gilt oder ihre Erfüllung 
nicht erforderlich ist. Besteht hiernach kein 
Leistungsanspruch, so wird die Leistung aus 
der anderen Versicherung nach Absatz 1 
Ziffer 2 Buchstabe b) nicht gekürzt. 

Artikel 19 

(1) Als Leistungen oder Leistungstelle im 
Sinne des Artikels 18 Absatz 1 Ziffer 2 Buch- 
stabe b) gelten in den Versicherungen 

a) beider Vertragsstaaten der Grundbetrag, 
der Kinderzuschuß und der Knappschafts- 
sold, 

b) in der Bundesrepublik Deutschland die 
festen Rentenzuschläge, auch soweit sie 
der Auffüllung auf einen Mindestbetrag 
dienen, 


c) in der Republik Österreich die Ernäh- 
rungszulage, die Beihilfe zu den Renten 
aus der Altersfürsorge und der Invaliden- 
versicherung, die Zusatzrente zu Renten 
der Angcstelltenversichcrung und der 
knappschaftlichen Rentenversicherung, 
die Invaliden-, Witwen- und Waisen- 
provision aus der Provisionsversicherung 
der Bergarbeiter (Bruderladenprovisions- 
versicherung). 

(2) Eür die Feststellung des Satzes des 
Leistungszuschlags fürHauerarbeit unterTage 
in der knappschaftlichen Rentenversicherung 
eines Vertragsstaates werden auch die ent- 
sprechenden Beschäftigungszeiten Im Gebiet 
des anderen Staates berücksichtigt. 

(3) Ist für eine Leistung nach innerstaat- 
lichen Vorschriften ein Mindestbetrag fest- 
gesetzt und enthält die Leistung keine festen 
Leistungsteile der im Absatz 1 bezeichneten 
Arten oder erreichen diese festen Lelstungs- 
telle nicht den Mindestbetrag, so gilt die 
Leistung bis zur Höhe des Mindestbetrags als 
fester Leistungstell. 

Artikel 20 

Besteht nach den Vorschriften eines der 
beiden Vertragsstaaten auch ohne Berück- 
sichtigung des Artikels 17 Anspruch und im 
Gebiet des anderen Vertragsstaates auch 
unter Berücksichtigung des Artikels 17 kein 
Anspruch, so stellt der Versicherungsträger 
in dem ersteren Staat die Leistung nach den 
für ihn maßgebenden Vorschriften ohne Be- 
rücksichtigung des Artikels 18 fest. Ent- 
steht später bei dem Versicherungsträger des 
anderen Vertragsstaates unter Berücksichti- 
gung des Artikels 17 auch ein Leistungs- 
anspruch, so ist Artikel 18 anzuwenden. 

Artikel 21 

Ist die Summe der nach diesem Abkommen 
berechneten Renten geringer als die Rente, 
die einem Berechtigten in einem der beiden 
Vertragsstaaten allein nach den Vorschriften 
dieses Staates ohne Berücksichtigung des Ar- 
tikels 17 zustehen würde, so hat der Ver- 
sicherungsträger dieses Staates die von ihm 
zu tragende Rente um den Unterschiedsbe- 
trag zu erhöhen. Die Umrechnung ist nach 
Artikel 26 für den Tag vorzunehmen, an 
dem die um den Unterschiedsbetrag erhöhte 
Rente festgestellt wird. Eine Neufestsetzung 
findet nur statt, wenn sich der Umrechnungs- 
kurs um mehr als zehn vom Hundert ändert. 
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Artikel 22 

(1) Die Bestimmungen dieses Abschnittes 
werden auf das Bergmannstreucgeld der 
knappschaftlichen Rentenversicherung niclit 
angewendet. 

(2) Soweit von den Trägern der Renten- 
versicherungen in der Bundesrepublik 
Deutschland Versicherungszelten zu berück- 
sichtigen sind, die nach dem 30. April 1945 
in den deutschen Rentenversidierungen 
außerhalb des Gebietes der Bundesrepublik 
Deutschland zurückgelegt worden sind oder 
werden, sind diese Zeiten bei der Anwendung 
der Bestimmungen dieses Abschnittes nur in 
den Fällen zu berücksichtigen, in denen der 
Versicherte während der Zugehörigkeit zu 
den deutschen Rentenversicherungen über- 
wiegend Im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland versichert war. 

ABSCHNITT V 

Gemeinsame und verschiedene 
Bestimmungen 

Kapitel 1 

Verteilung von Leistungsansprüchen und 
Anwartschaften 

Artikel 23 

Die Versicherungsträger In der Bundes- 
republik Deutschland übernehmen von den 
Leistungsansprüchen und den Anwartschaften, 
die vor dem 1. Mai 1945 in der deutschen 
Unfallversicherung und in den deutschen 
Rentenversicherungen entstanden oder vor 
diesem Zeitpunkt in diese Versicherungen 
aus Versicherungen anderer Staaten über- 
nommen worden sind: 

1. In der Unfallversicherung die Ansprüdie 
aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, 
die im Gebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land oder auf Seeschiffen eingetreten sind, 
deren Heimathafen sich In diesem Gebiet 
befand und die unter deutscher Flagge 
fuhren. Als Arbeitsunfall (Berufskrank- 
heit) in diesem Sinne gilt auch ein solcher, 
der sich im Zusammenhang mit einer Be- 
schäftigung im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland außerhalb dieses Gebietes er- 
eignet hat. 

2. In den Rentenversicherungen die An- 
sprüche und die Anwartschaften 

a) aus Versicherungszeiten, die im Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland zu- 
rückgelegt worden sind, 


b) aus Versicherungszeiten, die in den 
deutschen Rentenversicherungen außer- 
halb des Gebietes der Bundesrepublik 
Deutschland zurückgelegt worden sind, 
soweit diese Zeiten bei Berechtigten mit 
dem Wohnsitz Im Gebiet der Bundes- 
republik Deutschland zu berücksichti- 
gen sind, jedoch mit Ausnahme der 
nach Artikel 24 von Trägern der 
Rentenversicherungen der Republik 
Österreich zu übernehmenden Zelten, 
unter der Voraussetzung, daß 

aa) der Versicherte während der Zu- 
gehörigkeit zu den deutschen 
Rentenversicherungen zuletzt im 
Gebiet derBundesrepublikDeutsch- 
land pflichtversichert oder in 
diesem Gebiet überwiegend pflicht- 
oder freiwillig versichert war oder 

bb) die Versicherungszeiten bereits in 
einer Leistung berücksichtigt sind, 
die von einem Versicherungsträger 
mit dem Sitz im Gebiet der Bundes- 
republik Deutschland vor Inkraft- 
treten dieses Abkommens rechts- 
kräftig festgestellt worden ist. 

Artikel 24 

(1) Die Versicherungsträger in der Re- 
publik Österreich übernehmen von den 
Lcistungsansprüchen und den Anwartschaften, 
die vor dem 10. April 1945 in der deutschen 
Unfallversicherung und in den deutschen 
Rentenversicherungen entstanden oder vor 
diesem Zeitpunkt in diese Versicherungen 
aus Versicherungen anderer Staaten über- 
nommen worden sind: 

l.In der Unfallversicherung die Ansprüche 
aus Arbcitsunfällen und Berufskrankheiten, 
die im Gebiet der Republik Österreich ein- 
getreten sind. Als Arbeitsunfall (Berufs- 
krankheit) in diesem Sinne gilt auch ein 
solcher, der sich im Zusammenhang mit 
einer Beschäftigung im Gebiet der Re- 
publik Österreich außerhalb dieses Gebietes 
ereignet hat. 

2. In den Rentenversicherungen die An- 
sprüche und die Anwartschaften, soweit sie 

a) aus der bei Einführung der deutschen 
Rentenversicherungen in Österreich in 
diese übernommenen österreichisdaen 
Versicherungslast stammen oder 

b) auf Versicherungszeiten beruhen, die 
nach Einführung der deutschen Rentcn- 
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Versicherungen in Österreich im Geb'et 
der Republik Österreich zurückgelegt 
worden sind. 

(2) Über die Bestimmungen des Absatzes 1 
hinaus übernehmen die Versicherungsträger 
in der Republik Österreich für Versicherte 
österreichischer Staatsangehörigkeit, welche 
die persönlichen Voraussetzungen des § 56 
Absatz 3 des österreichischen Sozialversiche- 
rungs-Überleitungsgesetzes (Bundesgesetzblatt 
Nr. 142/1947) erfüllen, sowie für Versicherte, 
die am 13. März 1938 und am 10. April 1945 
die deutsche Staatsangehörigkeit besaßen und 
unmittelbar vor dem 13. März 1938 durdi 
fünf Jahre den Wohnsitz im Gebiet der 
Republik Österreich hatten, ferner für die 
Hinterbliebenen der genannten Personen 

a) die Ansprüche aus Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten, die in der Zeit vom 
13. März 1938 bis 9. April 1945 außer- 
halb der Gebiete der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich 
Im Geltungsbereich der deutschen Unfall- 
versicherung eingetreten sind, 

b) die Ansprüche und Anwartschaften aus 
Versicherungszeiten, die während des 
unter Buchstabe a) angegebenen Zeit- 
raums in den deutschen Rentenversiche- 
rungen außerhalb der Gebiete der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik 
Österreich zurückgelegt worden sind. 

Kapitel 2 

Zahlungsverkehr — Währungsumrechnung 
Artikel 25 

(1) Die nach diesem Abkommen leistungs- 
pflichtigen Versicherungsträger gewähren 
Geldleistungen mit befreiender Wirkung in 
ihrer Landeswährung. 

(2) Die nach diesem Abkommen sich er- 
gebenden Überweisungen werden nach Maß- 
gabe der hierfür zwischen den beiden Ver- 
tragsstaaten im Zeitpunkt der Überweisung 
geltenden Zahlungsabkommen durchgeführc. 
Dies gilt für Überweisungen in einen dritten 
Staat entsprechend, wenn mit diesem Staat 
ein Zahlungsabkommen besteht. 

(3) Sofern Vorschriften in einem der 
beiden Vertragsstaaten die Zahlungen In das 
Ausland von der Erfüllung bestimmter 
Formalitäten abhängig machen, finden die 
für Inländer geltenden Vorschriften in 
gleicher Weise auch auf Personen und Stellen 


Anwendung, die auf Grund dieses Ab- 
kommens eine Zahlung zu erhalten oder zu 
leisten haben. 

(4) Barleistungen der Rentenversicherun- 
gen sowie Renten und Sterbegeld der Unfall- 
versicherung, die von den Versicherungs- 
trägern eines der beiden Vertragsstaaten an 
einen Berechtigten im Gebiet des anderen 
States zu gewähren sind, werden zu Lasten 
des verpflichteten Versicherungsträgers und 
nach den für ihn geltenden Vorschriften von 
dem für den Wohnort des Berechtigten zu- 
ständigen Versicherungsträger ausgezahlt. 
Das Nähere, insbesondere über die gegen- 
seitige Kostenerstattung und die zu erteilen- 
den Zahlungsanweisungen wird zwischen den 
obersten Verwaltungsbehörden der beiden 
Vertragsstaaten vereinbart. 

Artikel 26 

Ist bei der Feststellung eines Anspruchs aus 
der Sozialversicherung eines der beiden Ver- 
tragsstaaten der In der Währung des 
anderen Staates ausgedrückte Betrag einer 
Sozialversicherungsleistung oder anderer 
Bezüge aus diesem Staat zu berücksichtigen, 
so wird dieser Betrag nach den für Über- 
weisungen im Bereich der Sozialversicherung 
maßgebenden Bestimmungen des jeweils 
geltenden Zahlungsabkommens zwischen den 
beiden Staaten unter Berücksichtigung der 
ln jedem Staat jeweils geltenden Abrech- 
nungsbedingungen umgerechnet. 

Kapitel 3 
Verwaltungshilfe 
A r t i k e 1 27 

(1) Die Träger, Verbände und Behörden 
der Sozialversicherung der beiden Vetrags- 
staaten leisten sich bei der Durchführung 
dieses Abkommens gegenseitig im gleichen 
Umfang Hilfe, als ob es sich um die Durdi- 
führung der eigenen Sozialversicherung han- 
deln würde. Die gegenseitige Hilfe ist kosten- 
los. Ärztliche Üntersuchungen, die bei der 
Durchführung der Sozialversicherung des 
einen Vertagsstaates erfolgen und Personen 
in dem Gebiet des anderen Staates betreffen, 
werden auf Antrag des verpflichteten Ver- 
sicherungsträgers zu seinen Lasten von dem 
Versicherungsträger des Staates veranlaßt, in 
dem die zu untersuchenden Personen sich auf- 
halten. Die obersten Verwaltungsbehörden 
der beiden Vertragsstaaten können Näheres 
über die Erstattung der Kosten vereinbaren. 
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(2) Für die Rechtshilfe wird der Vertrag 
über Rechtsschutz und Rechtshilfe vom 
21. Juni 1923 (Deutsches Relchsgesetzbl. 1924 
II S. 55, österreichisches Bundesgesetzbl, 
Nr. 138/1924) entsprechend angewendet. 

(3) Forderungen von Versicherungsträgern 
des einen Vertragsstaates aus Beitragsrück- 
ständen haben bei der Zwangsvollstreckung 
sowie In Konkurs- und Vergleichs- (Aus- 
gleichs-) verfahren Im anderen Staate die- 
selben Vorrechte wie entsprechende Forde- 
rungen von Versicherungsträgern dieses 
Staates. 

(4) Ist eine Leistung auf Grund von 
beiderseitigen Versicherungszelten festzu- 
stellen, so geben sich die beteiligten Versiche- 
rungsträger vor der Feststellung gegenseitig, 
Im Falle beabsichtigter Ablehnung unter An- 
gabe der Gründe, Gelegenheit zur Äußerung. 

A r t i k e 1 28 

(1) Die durch die Gestzgebung eines der 
beiden Vertragsstaaten für die Durchführung 
der Sozialversicherung vorgesehenen Steucr- 
und Gebührenbefreiungen gelten auch gegen- 
über den Versicherten und deren Arbeit- 
gebern, den Antragstellern, Berechtigten, 
Versicherungsträgern und deren Verbänden 
sowie den Behörden der Sozialversicherung 
des anderen Staates. 

(2) Alle Akten, Urkunden und Schrift- 
stücke jeglicher Art, die in Durchführung 
dieses Abkommens vorgelegt werden müssen, 
sind von der Beglaubigung oder der Legali- 
sation durch diplomatische oder konsularische 
Behörden befreit. 

Artikel 29 

Die Träger, Verbände und Behörden der 
Sozialversicherung der beiden Vertragsstaaten 
verkehren bei der Durchführung dieses Ab- 
kommens miteinander, mit den Versicherten 
und ihren Vertretern unmittelbar. 

Artikel 30 

Die diplomatischen und konsularisdien Be- 
hörden der beiden Vertragsstaaten sind be- 
rechtigt, ohne besondere Vollmacht die ihnen 
angehörenden Berechtigten gegenüber allen 
Trägern und Behörden der Sozialversiche- 
rung des anderen Staates zu vertreten. 

Artikel 31 

(1) Anträge, die bei Versicherungsträgern 
oder anderen zuständigen Stellen des einen 
Vertragsstaates gestellt werden, gelten auch 
als Anträge bei den Versicherungsträgern des 
anderen Staates. 


(2) Rechtsmittel, die innerhalb der vorge- 
schriebenen Frist bei einer für die Entgegen- 
nahme von Rechtsmitteln zuständigen Stelle 
eines der beiden Vertragsstaaten einzulegen 
sind, gelten auch dann als fristgerecht ein- 
gelegt, wenn sie Innerhalb dieser Frist bei 
einer entsprechenden Stelle des anderen 
Staates eingelegt werden. In diesem Fall 
übersendet diese Stelle die Rechtsmittelschrift 
unverzüglich an die zuständige Stelle. Ist der 
Stelle, bei der das Rechtsmittel eingelegt ist, 
die zuständige Stelle nicht bekannt, so kann 
die Weiterleitung über die obersten Ver- 
waltungsbehörden der beiden Vertragsstaaten 
erfolgen. 

Kapitel 4 

Durchführung und Auslegung des 

Abkommens 

Artikel 32 

(1) Die obersten Verwaltungsbehörden der 
beiden Vertragsstaaten vereinbaren unmittel- 
bar miteinander das Nähere über die zur 
Durchführung dieses Abkommens erforder- 
lichen Maßnahmen, soweit sie ein gegen- 
seitiges Einverständnis bedingen. Sie können 
insbesondere Vereinbarungen über folgende 
Gegenstände treffen: 

1. Errichtung von beiderseitigen Ver- 
bindungsstellen, die der Erleichterung der 
Durchführung dieses Abkommens dienen 
und unmittelbar miteinander verkehren; 

2. ärztliche und verwaltungsmäßige Über- 
wachung der Leistungsberechtigten. 

Sie unterrichten sich ferner gegenseitig 
laufend über die Änderungen ihrer inner- 
staatlichen Vorschriften auf dem Gebiet der 
Sozialversicherung. 

(2) Die Träger, Verbände und Behörden 
der Sozialversicherung der beiden Vertrags- 
staaten unterrichten sich gegenseitig von allen 
Maßnahmen, die sie zur Durchführung dieses 
Abkommens im Gebiet ihres Bereichs treffen. 

Artikel 33 

(1) Alle sich bei der Auslegung oder der 
Durchführung dieses Abkommens ergeben- 
den Schwierigkeiten werden die obersten Ver- 
waltungsbehörden der beiden Vertragsstaaten 
untereinander regeln. 

(2) Kann auf diesem Wege eine Lösung 
nicht gefunden werden, so hat ein Schieds- 
gericht nach den Grundsätzen und dem Geist 
(dieses Abkommens zu entscheiden. Das 
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Schiedsgericht setzt sich aus je einem Ange- 
hörigen der beiden Vertragsstaaten und 
einem Angehörigen eines dritten Staates zu- 
sammen. Die Schiedsriditer der beiden Ver- 
tragsstaaten werden jeweils von ihren Regie- 
rungen bestimmt. Diese beiden Schieds- 
richter bestimmen gemeinsam den dritten 
Schiedsriditer. Das Schiedsgericht entsdieidet 
mit Stimmenmehrheit. Die Entscheidungen 
des Schiedsgerichts sind bindend und end- 
gültig; ein Rechtsmittel ist nidit gegeben. 
Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten seines 
Schiedsrichters; die übrigen Kosten werden 
von den beiden Staaten zu gleichen Teilen 
getragen. 

Artikel 34 

Sind Beiträge an einen Versicherungsträger 
eines der beiden Vertragsstaaten entrichtet, 
obwohl sie an einen Versicherungsträger des 
anderen Staates hätten entrichtet werden 
müssen, so ist der erste Versicherungsträger 
solange zuständig, bis die Zuständigkeit mi 
gegenseitigen Einvernehmen festgestellt oder 
nach Artikel 33 ein Streit über die Zuständig- 
keit rechtskräftig entschieden ist. Die verein- 
barte Feststellung oder die Entscheidung 
wirkt nur für künftig fällige Versidierungs- 
beiträge und künftig eintretende Versichc- 
rungsfälle. 

Artikel 35 

Die obersten Verwaltungsbehörden der 
beiden Vertragsstaaten können die Gewäh- 
rung vorläufiger Leistungen, auf die ein 
Rechtsanspruch nicht besteht, für Fälle ver- 
einbaren, in denen ein Streit darüber ent- 
steht, ob die Vorschriften des einen oder des 
anderen Staates anzuwenden sind. 

Artikel 36 

Oberste Verwaltungsbehörden im Sinne 
dieses Abkommens sind 

in der Bundesrepublik Deutschland 
das Bundesministerium für Arbeit, 
in der Republik Österreich 
das Bundesministcrium für soziale Ver- 
waltung. 

Kapitel 5 

Verschiedene Bestimmungen 

Artikel 37 

(1) Grenzgänger im Sinne . dieses Ab- 
kommens sind Personen, die unter Bei- 
behaltung ihres Wohnsitzes im Grenzgebiet 
eines der beiden Vertragsstaaten, zu dem sie 


in der Regel täglich oder wöchentlich zurück- 
kehren, im Grenzgebiet des anderen Staates 
beschäftigt sind. 

(2) Als Grenzgebiet im Sinne dieses Ab- 
kommens gelten die beiderseits der Grenze 
gelegenen Gebiete, die grundsätzlich eine 
Tiefe bis zu zehn Kilometern haben. Die 
Liste der ln diesem Gebiet gelegenen deut- 
schen und österreichischen Gemeinden wird 
von den obersten Verwaltungsbehörden der 
beiden Vertragsstaaten gemeinsam aufgestelk. 

Artikel 38 

Die Vorschriften der beiden Vertrags- 
staaten über Wahlrecht und Wählbarkeit der 
Versicherten und ihrer Arbeitgeber zu den 
Organen der Versicherungsträger und ihrer 
Verbände sowie der Behörden der Sozial- 
versicherung werden durch den Artikel 2 
nicht berührt. 

ABSCHNITT VI 

Übergangs- und Schluß- 
bestimmungen 

Artikel 39 

(1) Die Bestimmungen dieses Abkommens 
gelten auch für Versicherungsfälle, die vor 
seinem Inkrafttreten eingetreten sind. Bei 
der Ainwxndung dieses Abkommens sind audi 
die Versicherungszeiten zu berücksichtigen, 
die vor seinem Inkrafttreten zurückgelegt 
sind. 

(2) Leistungen, die nach diesem Ab- 
kommen zu gewähren sind und vor dessen 
Inkrafttreten nicht gewährt wurden oder 
ruhten, weil der Berechtigte nicht im Gebier 
des Vertragsstaates wohnte, ln dem der ver- 
pflichtete Versicherungsträger seinen Sitz hat, 
werden auf Antrag gewährt. Vor dem In- 
krafttreten festgestellte und nachher nodi 
fällig werdende Leistungen sind auf Antrag 
nach den Bestimmungen dieses Abkommens 
neu festzustellen; sie können auch von Amts 
wegen neu festgestellt werden; die Rechts- 
kraft früherer Entscheidungen steht nicht 
entgegen. Wird der Antrag innerhalb von 
zwei Jahren nach Inkrafttreten des Ab- 
kommens gestellt, so wird die Leistung mit 
Wirkung vom Inkrafttreten des Abkommens, 
bei späterer Antragstellung von dem der 
Antragstellung folgenden Monatsersten ge- 
währt oder neu festgestellt; eine Neufest- 
stellung von Amts wegen erfolgt mit Wir- 
kung von dem ihr folgenden Monatsersten. 
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(3) Für Zeiten vor dem Inkrafttreten 
dieses Abkommens werden Leistungen auf 
Grund der in ihm enthaltenen Bestimmungen 
nicht gewährt. 

(4) Die Bestimmungen im Absatz 1 erster 
Satz und Absatz 2 gelten nicht für die 
Leistungen der Krankenversicherung, in der 
Unfallversicherung nur für die Renten. 

Artikel 40 

(1) Für die Anwendung der Bestimmungen 
dieses Abkommens kann der Ablauf von 
Verjährungs- oder Ausschlußfristen nicht 
geltend gemacht werden, wenn die erforder- 
lichen Anträge innerhalb einer Frist von 
einem Jahr nach dem Inkrafttreten dieses 
Abkommens gestellt werden. Die Bestim- 
mung des Artikels 39 Absatz 2 dritter Satz 
bleibt unberührt. 

(2) Die im Artikel 5 Absatz 1 Ziffer 8 
vorgesehene Frist von sechs Wochen beginnt 
für die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Abkommens bereits in persönlichen Diensten 
stehenden Personen mit diesem Zeitpunkt. 

Artikel 41 

(1) Dieses Abkommen wird für die Dauer 
eines Jahres nach dem Zeitpunkt seines In- 
krafttretens geschlossen. Es gilt als still- 
schweigend von Jahr zu Jahr verlängert, so- 
fern es nicht von der Regierung eines der 
beiden Vertragsstaaten spätestens drei 
Monate vor Ablauf der Jahresfrist schriftlidi 
gekündigt wird. 


(2) Im Falle der Kündigung gelten die Be- 
stimmungen dieses Abkommens für bereits 
erworbene Ansprüche weiter; einschränkende 
Vorschriften über die Gewährung von Ver- 
sicherungsleistungen im Fall von Ausländs- 
aufenthalt bleiben für diese Ansprüche unbe- 
rücksichtigt. 

(3) Auf die bis zum Außerkrafttreten dieses 
Abkommens erworbenen Anwartschaften 
bleiben dessen Bestimmungen auch nach 
seinem Außerkrafttreten nach Maßgabe einer 
Zusatzvereinbarung anwendbar. 

Artikel 42 

(1) Dieses Abkommen soll ratifiziert wer- 
den. Die Ratifikationsurkunden werden so- 
bald wie möglich In Bonn ausgetauscht 
werden. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten 
Tage des zweiten Monats nach Ablauf des 
Alonats In Kraft, in dem die Ratifikations- 
urkunden ausgetauscht werden. 

Gefertigt in doppelter Urschrift 
in Salzburg am 21. April 1951. 

ZuUrkund dessen haben die Unterzeichneten 
dieses Abkommen mit ihren Unterschriften 
und ihren Siegeln versehen. 

Für die 

Bundesrepublik Deutschland 
L. S. gez. J. Eckert 
L. S. gez. Dr. Dobbernack 
Für die 

Republik Österreich 
L. S. gez. Dr. Rudolph 


12 



Schlußprotokoll 


Bei der Unterzeichnung des heute zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Re- 
publik Österreich abgeschlossenen Abkom- 
mens über Sozialversicherung geben die 
beiderseitigen Bevollmächtigten im Namen 
der Hohen Vertragschließenden Telle die 
übereinstimmende Erklärung ab, daß über 
folgendes Einverständnis besteht; 

1. Soweit es in dem Abkommen oder diesem 
Schlußprotokoll auf die deutsche oder 
österreichische Staatsangehörigkeit an- 
kommt, stehen gleich 

a) den deutschen Staatsangehörigen 
Flüchtlinge oder Vertriebene deutscher 
Volkszugehörigkeit oder deren Ehe- 
gatten oder Abkömmlinge, die im Ge- 
biet des Deutschen Reiches nach dem 
Stande vom 31. Dezember 1937 Auf- 
nahme gefunden haben (Volks- 
deutsche), 

b) den österreichischen Staatsangehörigen 
Personen deutscher Sprachzugehörig- 
keit (Volksdeutsche), die Staatenlose 
sind oder deren Staatsangehörigkeit 
ungeklärt ist und nicht nur vorüber- 
gehend sich im Gebiet der Republik 
Österreich aufhalten oder nach dem 
26. August 1939 aufgehalten haben. 

Die Gleldistellung bleibt aufrechterhalten, 
wenn die vorstehend bezeichneten Per- 
sonen das Gebiet verlassen, in dem sic 
Aufnahme gefunden haben (Buchstabe a) 
oder sich aufhalten oder aufgehaltcn 
haben (Buchstabe b). 

2. Zur Bundesrepublik Deutschland im 
Sinne des Abkommens gehören die deut- 
schen Länder, deren Einwohner berech- 
tigt sind, stimmberechtigte Abgeordnete 
in den Deutschen Bundestag zu wählen. 

3. Soweit in der Donauschiffahrt beschäf- 
tigtes fahrendes Personal (Artikel 5 Ab- 
satz 1 Ziffer 3, Ziffer 4 Buchstabe a) und 
Ziffer 5 des Abkommens) nicht die 
deutsche oder die österreichische Staats- 
angehörigkeit besitzt, wird es bei der An- 
wendung des Abkommens den deutschen 
und den österreichischen Staatsangehöri- 
gen gleichgestellt. Für die Anwendung 


des Artikels 3 Absatz 1 des Abkommens 
gilt dies unter der Voraussetzung, daß ein 
solcher Beschäftigter insgesamt mindestens 
fünf Jahre als' Mitglied des fahrenden 
Personals in der Donauschiffahrt be- 
schäftigt war. 

4. Bei Anwendung des Artikels 19 des Ab- 
kommens gelten auch die Zuschläge nadi 
der österreichischen Anpassungsgesetz- 
gebung zu festen Leistungsteilen als 
Leistungsteile dieser Art. 

5. Zu Artikel 19 des Abkommens können 
die obersten Verwaltungsbehörden der 
beiden Vertragsstaaten bei Änderungen 
der innerstaatlichen Vorschriften, soweit 
erforderlich, vereinbaren, ob und inwie- 
weit neue Leistungen oder Leistungstelle 
als solche im Sinne des Artikels 18 Ab- 
satz 1 Ziffer 2 Buchstabe b) des Ab- 
kommens zu gelten haben. 

6. Soweit nach den Bestimmungen der Ar- 
tikel 23 und 24 des Abkommens An- 
sprüche und Anwartschaften, die vor dem 
1. Mai 1945 in der deutschen Unfallver- 
sicherung und in den deutschen Renten- 
versicherungen entstanden sind oder vor 
diesem Zeitpunkt in diese Versidierungen 
aus Versicherungen anderer Staaten über- 
nommen worden sind, weder unter die 
Leistungspflicht von Versicherungsträgern 
in der Bundesrepublik Deutschland (Ar- 
tikel 23 des Abkommens) noch unter die- 
jenige von Versicherungsträgern in der 
Republik Österreich (Artikel 24 des Ab- 
kommens) fallen, nehmen die Regierun- 
gen der beiden Vertragsstaaten in Aus- 
sidit, in einer Zusatzvereinbarung zu be- 
stimmen, 

ob, in welchem Umfange und in 
welcher Weise die beiderseitigen 
Staatsangehörigen und die Volks- 
deutschen (Ziffer 1 dieses Schluß- 
protokolls) Leistungen und Unter- 
stützungen erhalten können, solange 
sich diese Personen im Gebiet eines 
der beiden Vertragsstaaten aufhalten. 

7. Zu Artikel 27 x\bsatz 2 des Abkommens 
werden die obersten Verwaltungsbehör- 
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den der beiden Vertragsstaaten nach Ab- 
schluß eines neuen Abkommens zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Österreich über Rechtsschutz 
und Rechtshilfe vereinbaren, ob und in- 
wieweit ein solches Abkommen auch für 
die Rechtshilfe Im Bereich der Sozialver- 
sicherung gelten soll. 

8. Zu den im Artikel 40 Absatz 1 des Ab- 
kommens bezeichneten Fristen gehört 
auch die Frist von sechs Monaten im 
Sinne des § 58 des österreichischen Sozial- 
versicherungs-Überleitungsgesetzes (Bun- 
desgesetzbl. Nr. 142/1947) für den An- 
trag auf Feststellung der Ansprüdie oder 
Anwartschaften von Personen, die nicht 
nach § 56 Absatz 3 oder § 57 Absatz 2 
des genannten Gesetzes begünstigt sind 
(Ausländer). 

9. Als Behörden der Sozialversicherung im 
Sinne des Abkommens gelten auch die 
Schiedsgerichte der österreichischen Sozial- 
versicherung. 

10. Die von der Republik Österreich aus 
Bundesmitteln auf die Renten aus- 
ländischer Sozialversicherungen gewährten 
Vorschüsse gelten nicht als Leistungen im 
Sinne des Abkommens. 

11. Die österreichische Regierung wird auf 
die Österreichischen Versicherungsträger 
einwirken, die Vorschrift, nach der 
Leistungen bei Auslandsaufenthalt nur 
mit Zustimmung des österreichischen Ver- 
sidierungsträgers gewahrt werden, für 
deutsche Staatsangehörige, die sich außer- 
halb des Gebietes der beiden Vertrags- 
staaten aufhalten, entgegenkommend zu 
handhaben. 

12. Die Regierungen der beiden Vertrags- 
staaten werden prüfen, ob und in welcher 
Weise die Grundsätze des Abkommens 
auch im Verhältnis zu einem dritten 
Staat, mit dem beide Vertragsstaaten ein 
Abkommen über Sozialversicherung abge- 
schlossen haben, angewendet werden 
können und sollen. 

13. Die beiden Regierungen nehmen in Aus- 
sicht, baldmöglichst gemeinsame Be- 
sprechungen mit der Regierung der 
Italienischen Republik aufzunehmen, um 
zwischen den Regierungen der drei 
Staaten zu einer Vereinbarung über alle 
Fragen zu gelangen, die sich aus dem Ver- 
hältnis zwischen dem heute Unterzeich- 
neten Abkommen zwischen der Bundes- 


republik Deutschland und der Republik 
Österreich über Sozialversicherung einer- 
seits und dem deutsch-italienischen Ver- 
trag über Sozialversicherung vom 20. Juni 
1939 und dem deutsch-italienischen „Ab- 
kommen vom 26. Februar 1941 zur Re- 
gelung der Sozialversldierung der Per- 
sonen, die unter das deutsch-italienische 
Abkommen vom 21, Oktober 1939 über 
die wirtschaftliche Durchführung der 
Umsiedlung der Volksdeutschen und den 
deutschen Reichsangehörigen aus Italien 
in das Deutsche Reich gefallen sind'*, 
andererseits ergeben. 

14. Die österreichischen Versicherungsträger 
übernehmen vom 1. Januar 1952 an die 
Durchführung der gesamten Sozialver- 
sicherung in den österreichischen Ge- 
meinden Jungholz (Verwaltungsbezirk 
Reutte) und Mittelberg (Verwaltungs- 
bezirk Bregenz) nach den österreichischen 
Vorschriften. Das Nähere zur Durch- 
führung der Sozialversicherung in diesen 
Gemeinden bestimmt die oberste Ver- 
waltungsbehörde der Republik Österreich 
durch Verordnung. Die beiderseitigen 
beteiligten Versicherungsträger können 
zur Überleitung und Verwaltungshilfe 
bei Gewährung der Sachleistungen aus der 
Kranken- und Unfallversicherung mit Zu- 
stimmung der obersten Verwaltungs- 
behörden der beiden Vertragsstaaten 
Näheres vereinbaren. Die Leistungspflicht 
aus Arbeitsunfällen und Berufskrank- 
heiten, die in der Zeit vom 1. Mai 1945 
bis zum 31. Dezember 1947 eingetreten 
sind, und die Leistungspflicht aus Ver- 
sicherungszeiten der Rentenversicherun- 
gen, die Im Zeitraum vom 1. Mai 1945 
bis zum 31. Dezember 1951 zurückgelegt 
worden sind, geht zu Lasten der zu- 
ständigen Versicherungsträger in der 
Bundesrepublik Deutschland; hierbei sind 
die Bestimmungen des Abkommens anzu- 
wenden. 

15. Die Ausdehnung des Abkommens auf die 
Sozialversicherung im Lande Berlin (West) 
bleibt einer Zusatzvereinbarung der 
beiden Vertragsstaaten im Einvernehmen 
mit dem Senat des Landes Berlin Vorbe- 
halten. 

16. Soweit in einem der beiden Vertrags- 
staaten für einen bestimmten Personen- 
kreis eine Rentenversicherung von einem 
Träger der Sozialversicherung, dagegen 
im anderen Staat für den entspredienden 
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Personenkreis von einer Einrichtung 
anderer Art durchgeführt wird, können 
die beiderseitigen obersten Aufsichts- 
behörden dieser Einrichtungen im Ein- 
vernehmen mit den obersten Verwal- 
tungsbehörden der beiden Vertrags- 
staaten (Artikel 36 des Abkommens) Ver- 
einbarungen zur Durchführung dieser 
Versicherung im Verhältnis zwischen den 
beiden Staaten nadi den Grundsätzen des 
Abkommens und dieses Schlußprotokolls 
treffen. 

17, Durch das Abkommen wird der Ausein- 
andersetzung über die Vermögen der 
deutschen Versicherungsträger, die auch 
für das Gebiet der Republik Österreich 
zuständig waren, nicht vorgegriffen, 

18. Die beiden Regierungen behalten sich vor, 
nach Abschluß eines Friedensvertrages mit 
Deutschland und eines Staatsvertrages 
über Österreich zu prüfen, inwieweit das 
Abkommen durch Bestimmungen dieser 
Verträge berührt wird, und die sidi hier- 


aus ergebenden Fragen im beiderseitigen 
Einvernehmen zu regeln. 

Dieses Schlußprotokoll, das Bestandteil des 
Abkommens zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich 
über Sozialversicherung vom heutigen Tage 
bildet, gilt unter denselben Voraussetzungen 
und für dieselbe Dauer wie das Abkommen 
selbst. 

Gefertigt in doppelter Urschrift 
in Salzburg am 21, April 1951. 

Für die 

Bundesrepublik Deutschland 

gez, J. Eckert 
gez. Dr. Dobbernack 

Für die 

Republik Österreich 
gez, Dr. Rudolph 
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Memorandum 

zum Abkommen zwisdien der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
über Sozialversicherung nebst Schlußprotokoll 


In der Zeit vom 14. bis 24. November 1950 
haben in Bonn und vom 12. bis 21. April 
1951 haben in Salzburg Verhandlungen 
zwischen einer Delegation der Bundesrepublik 
Deutsdiland und einer Delegation der Re- 
publik Österreich über den Abschluß eines 
deutsch-österreichischen Abkommens über 
Sozialversicherung stattgefunden. 

Die Verhandlungen haben am 21. April 1951 
in Salzburg zur Unterzeichnung folgender 
Dokumente geführt: 

1. Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich 

über Sozialversicherung, 

2. Schlußprotokoll zu dem vorbezeichneten 

Abkommen. 

L Zum Abkommen 

Vorbemerkungen 

Die engen wirtschaftlichen Beziehungen 
zwischen Deutschland und Österreich haben 
seit jeher eine lebhafte Wanderung von 
Arbeitskräften aus einem Staat in den 
anderen zur Folge gehabt. Daraus ergab sich 
schon bald nach dem ersten Weltkrieg die 
Notwendigkeit, die gegenseitigen sozialver- 
sicherungsrechtlichen Beziehungen vertraglich 
zu ordnen. Bereits im Jahre 1926 wurde em 
Übereinkommen über die Durchführung der 
Sozialversicherung im zwischenstaatlichen 
Verkehr beschlossen. Dieses Abkommen 
hatte vorläufigen Charakter. Im Jahre 1930 
wurde es durch einen umfassenden Gegen- 
seitigkeitsvertrag abgelöst, der am 1. April 
1931 in Kraft getreten war (Reichsgesetzbl. 
1931 II S. 57). Es war dies der erste um- 
fassende Sozialversicherungsvertrag, den das 
Deutsche Reich nach dem ersten Weltkrieg 
mit einem auswärtigen Staat geschlossen 
hatte. Die Beziehungen zwischen Deutschland 
und Österreich auf dem Gebiete der Sozial- 
versicherung sind ferner gekennzeichnet 
durch den besonderen Umstand, daß nach der 
Eingliederung Österreichs in das Deutsche 


Reich im Jahre 1938 das deutsche Sozial- 
versicherungsrecht in Österreich eingeführt 
wurde, und zwar mit Wirkung vom 
1. Januar 1939 an (Verordnung vom 
22. Dezember 1938 — Reichsgesetzbl. I 
S. 1912 in der Fassung der Verordnung vom 
7. Oktober 1940 — Reichsgesetzbl. I 

S. 1338). Während der Zeit von 1938 bis 
1945 stieg die Zahl der österreichischen und 
deutschen Staatsangehörigen, die Versiche- 
rungszeiten sowohl in Deutschland als auch 
in Österreich zurückgelegt hatten, stark an, 
da während dieser Zeit die Fluktuation von 
Beschäftigten und Betriebsverlegungen von 
einem Land in das andere zunahm. Mit dem 
Wiedererstehen des österreichischen Staates 
im Jahre 1945 fand naturgemäß auch wieder 
eine Trennung zwischen der deutschen und 
der österreichischen Sozialversicherung statt. 
Die Österreichische Gesetzgebung der Nach- 
kriegszeit enthielt Regelungen über die aus 
der deutschen Versicherung von der öster- 
reichischen Versicherung zu übernehmende 
Versicherungslast. Diese Regelungen sind vor 
allem in dem österreichischen Bundesgesetz 
vom 12. Juni 1947 (BGBl. Nr. 142) über die 
Überleitung zum österreichischen Sozial- 
versicherungsrecht (Sozialversicherungs-Über- 
leitungsgesetz) enthalten. Dieses Gesetz 
regelte die Übernahme von Leistungsan- 
sprüchen und Anwartschaften auf die öster- 
reichische Sozialversicherung vorbehaltlich 
zwischenstaatlicher Abkommen. 

Infolge der vorstehend gekennzeichneten 
Entwicklung des Sozialversicherungsrechts in 
beiden Staaten und wegen der staatsrecht- 
lichen Änderungen auf deutsdier Seite, die 
insbesondere auch zu einer Abtrennung der 
Sozialversidierung in der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber der früheren gesamt- 
staatlichen deutschen Sozialversicherung 
führte, war es nicht mehr möglich, die sozial- 
versidierungsrechtlichen Beziehungen zwi- 
schen den beiden Staaten nach dem Gegen- 
seitlgkeitsvertrag von 1930 zu regeln. Die 
beiderseitigen Regierungen kamen deshalb 
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überein, ein völlig neues Vertragswerk zu ge- 
stalten. Dieses Vertragswerk beruht auf den 
Prinzipien, die das Deutsche Reich vor dem 
zweiten Weltkrieg in Sozialvcrsicherungsab- 
kommen mit auswärtigen Staaten beachtet 
hat und die auch ihren Niederschlag in 
anderen internationalen Übereinkommen ge- 
funden haben. Das neue deutsch-öster- 
reichische Vertragswerk übernimmt nicht 
die Prinzipien, die von der französischen Re- 
gierung in einigen nach dem zweiten Welt- 
krieg geschlossenen Verträgen festgelegt 
wurden. Das deutsch-österreichische Ver- 
tragswerk basiert vielmehr auf den klassi- 
schen Versicherungsprinzipien. Darüber 
hinaus regelt es die besonderen Verhältnisse, 
die dadurch entstanden sind, daß vom 
1. Januar 1939 bis 1945 in Österreich die 
Sozialversicherung nadt deutschem. Recht 
durchgeführt wurde. 

1. ZUM ABSCHNITT I 

Allgemeine Grundsätze 

Das Abkommen bezieht sich nach seinem 
Artikel 1 auf die in beiden Staaten bestehen- 
den Zweige der Sozialversicherung mit Aus- 
nahme der Arbeitslosenversicherung. Über 
die Arbeitslosenversicherung ist am 19. Mai 
1951 ein besonderes Abkonrmen unter- 
zeichnet worden. In beiden Staaten sind die 
im reichsgesetzlichen und bis 1945 maßgeben- 
den Sozialverslchcrungsrccht bezeichneten 
Versicherungszweige erhalten geblieben. Auch 
die Grundprinzipien dieses Rechts haben so- 
wohl in der Bundesrepublik Deutschland als 
auch in der Republik Österreich Bestand gc- 
liabt. In Einzelheiten dagegen hat das Sozial- 
versicherungsrecht sowohl in der Bundes- 
republik Deutschland als auch in der Re- 
publik Österreich eine mehr oder minder 
stark abweichende Entwicklung genommen. 
Die Unterschiede zwischen den beiderseitigen 
Sozlalversicherungsrechtcn sind jedoch bei 
weitem nicht so erheblich, wie zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und anderen 
Staaten. Diese Tatsache hat zu einer wesent- 
lichen Erleichterung bei der Regelung der 
gegenseitigen Beziehungen geführt. 

Der Artikel 2 enthält einen der wichtig- 
sten Grundsätze zv/lschenstaatlicher Sozial- 
versicherungsabkommen. Durch die Be- 
stimmungen dieses Artikels wird eine völlige 
Gleichstellung der beiderseitigen Staatsange- 
hörigen in ihren Rechten und Pflichten aus 
der Sozialversicherung herbeigeführt. Keinem 


der beiden Vertragsstaaten ist es demnach 
mehr erlaubt, die Angehörigen des anderen 
Staates anders zu behandeln wie die eigenen 
Staatsangehörigen. 

Der Grundsatz der Gleichbehandlung der 
beiderseitigen Staatsangehörigen ist überdies 
noch ergänzt durch die Ziffer 1 des Schluß- 
protokolls. Danach werden Volksdeutsche, 
die im Gebiet des Deutschen Reichs nach dem 
Stand vom 31. Dezember 1937 Aufnahme ge- 
funden haben, den deutschen Staatsangehöri- 
gen gleichgestellt, während Volksdeutsche, die 
sich nicht nur vorübergehend im Gebiet der 
Republik Österreich aufhalten oder nach dem 
26. August 1939 (Kriegsbeginn) aufgehalten 
haben, den österreichischen Staatsangehörigen 
gleichgestellt werden. Diese Gleichstellung 
gilt nicht, wenn die Volksdeutschen das Auf- 
nahm.egebiet verlassen. Die danach den 
deutschen Staatsangehörigen gleichgestellten 
Personen stimmen überein mit den Personen, 
die nach Artikel 116 Abs. 1 des Grund- 
gesetzes der Bundesrepublik Deutschland 
neben den deutschen Staatsangehörigen als 
Deutsche gelten. Die Bestimmungen in der 
Ziff. 1 des Schlußprotokolls sind von be- 
sonderer Bedeutung, da nach deutschem 
Staatsbürgerrecht noch nicht endgültig ge- 
klärt ist, ob und in welchem Umfange die 
während des nationalsozialistischen Regimes 
vorgenommenen Kollektiveinbürgerungen 
von Volksdeutschen, insbesondere aus Ge- 
bieten, die vorübergehend dem Deutschen 
Reich eingegliedcrt waren (Sudetendeutsche 
Gebiete, Protektorat Böhmen und Mähren, 
Ostgebiete, Danzig, Memelland usw.), noch 
Wirksamkeit haben. 

Im übrigen enthält der Artikel 2 die Regel, 
daß in den Fällen, in denen das Recht auf 
freiwillige Versicherung von der Zurück- 
legung einer bestimmten Pflichtversicherungs- 
zeit abhängt, solche Versicherungszeiten aus 
den Versicherungen beider Staaten zu- 
sammengerechnct werden. 

Der Artikel 3 Absatz 1 enthält den 
zweiten Hauptgrundsatz des Abkommens. 
Er besteht in der uneingeschränkten 
Leistungsgewährung an die beiderseitigen 
Staatsangehörigen (einschließlich der in 
Ziffer 1 des Schlußprotokolls ihnen gleich- 
gestellten Volksdeutschen), soweit sich diese 
Personen im Gebiet eines der beiden Staaten 
aufhalten. Dieser Hauptgrundsatz wird im 
Absatz 2 des Artikels 3 noch dadurch er- 
gänzt, daß bei Aufenthalt der beiderseitigen 
Staatsangehörigen in einem dritten Staat der 
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zur Leistung verpflichtete VcrsicherungS' 
träger eines Staates die Staatsangehörigen des 
anderen Staates genau so behandeln muß wie 
seine eigenen Staatsangehörigen. Das Ab- 
kommen beseitigt also für die beiderseitigen 
Staatsangehörigen alle innerstaatlichen Vor- 
schriften, durch die Leistungen wegen Aus- 
landsaufenthaltes beschränkt oder zum 
Ruhen gebracht werden, wenn der Wohnsitz 
in der Bundesrepublik Deutschland oder in 
der Republik Österreich gegeben Ist. Beim 
Aufenthalt in einem dritten Staat gilt dieser 
Grundsatz nicht uneingeschränkt, so erhält 
z. B. ein Österreichischer Staatsangehöriger, 
der sich in einem dritten Staat aufhält, die 
ihm zustehende Rente aus der deutschen 
Invalidenversicherung ohne Grundbetrag, da 
auch ein deutscher Staatsangehöriger In dem 
dritten Staat die Rente ohne Grundbetrag 
erhält, es sei denn, daß mit dem dritten Staat 
durch ein Sozialversicherungsabkommen 
etwas anderes bestimmt ist. Hervorgehoben 
wird, daß sich diese die Leistungsgewährung 
erleichternden Bestimmungen nur auf die 
beiderseitigen Staatsangehörigen erstrecken, 
nicht dagegen auf Angehörige eines dritten 
Staates, die einen Leistungsanspruch gegen 
eine der beiden Versicherungen oder gegen 
beide haben, und zwar auch dann nicht, wenn 
sie in der Bundesrepublik Deutschland oder 
in der Republik Österreich wohnen. Die 
deutsche Delegation hatte sich bereit erklärt, 
das Staatsangehörigkeitsprinzip fallen zu 
lassen und allen Anspruchsberechtigten der 
beiden Sozialversicherungen, die in einem der 
beiden Vertragsstaaten wohnen, die Leistun- 
gen unbeschränkt zu gewähren. 

Als Ausfluß des Grundsatzes der uneinge- 
schränkten Leistungsgewährung an die 
beiderseitigen Staatsangehörigen, die in einem 
der beiden Vertragsstaaten wohnen, bestlmm.t 
der Artikel 3 im Absatz 1 Satz 2 ferner, daß 
die Abfindung von Leistungen der Sozial- 
versicherung wegen Aufenthaltes im anderen 
Staat außer Wirksamkeit gesetzt wird 
(§§ 217 und 617 RVO). 

Der Artikel 4 enthält den Grundsatz für 
die Zuständigkeitsabgrenzung zwischen den 
beiderseitigen Sozialversicherungen. Er legt 
das Territorialitätsprinzip insofern fest, als 
sich die Zuständigkeit der beiderseitigen 
Sozialversicherungen nach dem Beschäfti- 
gungsort richtet. Diese Abgrenzung Ist auch 
In sämtlichen anderen Sozlalverslcherungs- 
abkommen enthalten. 


Der Artikel 5 Absatz 1 enthält Aus- 
nahmen vom Grundsatz des Artikels 4. Diese 
Ausnahmen sind auch in ähnlicher Form in 
anderen Sozialversidierungsabkommen ent- 
halten und haben den Zweck, die praktisdie 
Durchführung der Sozialversicherung für be- 
stimmte Personengruppen zu erleichtern. Es 
handelt sich dabei um Personen, die entweder 
zu einer vorübergehenden Beschäftigung in 
das andere Land entsandt werden (Ziffer 1). 
oder um Beschäftigte bei den von der ge- 
meinsamen Landesgrenze durchschnittenen 
Unternehmen (Ziffer 2) oder um Beschäftigte 
bei Verkehrsunternehmen einschließlich von 
Schiffahrts- und Luftfahrtunternehmen (Zif- 
fern 3 und 4) oder um Besatzungsmitglieder 
von Im Werksverkehr fahrenden Donau- 
schiffen (Ziffer 5) oder um Besatzungen von 
Seefahrzeugen (Ziffer 6) oder um Personal 
öffentlicher Verwaltungsstellen, die von 
einem Land in das andere entsandt werden 
(Ziffer 7) oder um Bedienstete bei diplomati- 
schen oder berufskonsularischen Vertretun- 
gen (Ziffer 8). Für diese Personengruppen 
wäre es nicht zweckmäßig, den tatsächlichen 
Beschäftigungsort als Kriterium für die Zu- 
ständigkeit einer der beiden Sozialversiche- 
rungen zugrunde zu legen. Bei ihnen ist es 
sinnvoller, die Zuständigkeit nach dem Sitz 
des Unternehmens oder des Betriebes, bei 
Seefahrzeugen nach der Flagge des Seeschiffes, 
bei Bediensteten öffentlidier Verwaltungs- 
stellen nach den Vorschriften des entsenden- 
den Staates auszurichten. Bemerkenswert ist 
in diesem Zusammenhang aber, daß nach 
Ziffer 8 die In persönlichen Diensten von An- 
gehörigen diplomatischer oder berufskonsu- 
larischer Vertretungen stehenden Personen 
das Recht haben, sich für die Anwendung des 
Versicherungsrechts ihres Beschäftigungsortes 
auszusprechen. 

Da in den beiderseitigen Sozialversicherun- 
gen nicht nur Arbeitnehmer, sondern auch 
bestimmte Gruppen selbständiger erwerbs- 
tätiger Personen der Sozialversicherungs- 
pflicht unterliegen (z. B. Hausgewerbe- 
treibende, selbständige Lehrer und Erzieher. 
Artisten, Hebammen, Wochenpflegerinnen, 
teilweise auch Handwerker und einige Grup- 
pen von Gewerbetreibenden), sieht der Ab- 
satz 2 des Artikels 5 vor, daß die Ziffern 1 
und 2 des Absatzes 1 audi für solche Personen 
gelten. 

Zur Vermeidung von unerwünschten Härten 
enthält Artikel 5 Absatz 3 eine Ermächtigung 
für die beiderseitigen obersten Verwaltungs- 
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behörden, weitere Ausnahmen von dem 
Hauptgrundsatz des Artikels 4 (Zuständig- 
keit nach dem Beschäftigungsort) zu verein- 
baren und auch in bestimmten Fällen im 
gegenseitigen Einvernehmen Abweichungen 
von den Bestimmungen des Artikels 5 Ab- 
satz 1 zuzulassen. 

Der Artikel 6 enthält den letzten wichti- 
gen gemeinsamen Grundsatz. Im Recht der 
beiderseitigen Sozialversicherungen sind Vor- 
schriften enthalten, nach denen gewisse Tat- 
bestände zu rechtlichen Folgen für das Ver- 
sicherungsverhältnis führen. So nennt z. B. 
die österreichische Gesetzgebung Vorschriften, 
nach denen eine Erwerbstätigkeit das Ruhen 
eines Rentenanspruchs zur Folge hat oder die 
Berechtigung zur freiwilligen Versicherung 
ausschließt. In beiden Staaten sind Vor- 
schriften enthalten über die Kürzung oder 
das Ruhen der Leistungen beim Zusammen- 
treffen mit anderen Leistungen oder Be- 
zügen. Im Absatz 1 des Artikels 6 ist fest- 
gelegt, daß Vorschriften der beiden Vertrags- 
staaten, die mit gewissen Tatbeständen recht- 
liche Folgen für das Versicherungsverhältnis 
verbinden, auch dann angewendet werden, 
wenn der betreffende Tatbestand Im anderen 
Staat vorliegt. Im Absatz 2 ist festgelegt, daß 
In den Fällen, in denen Bezüge aus einem 
Vertragsstaat die Kürzung oder das Ruhen 
von Leistungen beider Vertragsstaaten zur 
Folge haben, ungerechtfertigte Härten ver- 
mieden werden. Absatz 3 stellt klar, daß Im 
Verhältnis zwischen Teilleistungen aus der 
Rentenversicherung des einen oder des 
anderen Staates, die auf Grund der besonde- 
ren Bestimmungen Im Abschnitt IV Zu- 
standekommen, die Vorschriften der Abs. 1 
und 2 nicht gelten. 

2. ZUM ABSCHNITT II 

Krankenversicherung 

Der Artikel 7 enthält den Grundsatz der 
Zusammenrechnung der Versicherungszelten 
für den Erwerb eines Leistungsanspruchs, 
Dieser Grundsatz ist auch in sonstigen Sozial- 
versicherungsabkommen stets enthalten. 

Der Artikel 8 regelt die Inanspruchnahme 
von Leistungen, die gegenüber Trägern der 
Krankenversicherung In beiden Staaten gel- 
tend gemacht werden können. Für diese Fälle 
soll der Leistungsanspruch nur gegen einen 
Versicherungsträger erhoben werden können, 
und zwar gegen denjenigen, dem der Berech- 


tigte Im Zeitpunkt des Eintritts des Ver- 
sicherungsfalles angehört hat. 

Der Artikel 9 Absatz 1 befaßt sich mit 
den Fällen, in denen ein Versicherter — und 
zwar ohne Rücksicht äuf die Staatsangehörig- 
keit — nach Eintritt des Versicherungsfalles 
sich aus dem Gebiet des Staates, in dem er ver- 
sichert Ist, in das Gebiet das anderen Staates 
begibt. In diesen Fällen soll sein Leistungs- 
anspruch erhalten bleiben, jedoch unter der 
Voraussetzung, daß er für die Aufenthalts- 
verlegung vorher die Zustimmung des ver- 
pflichteten Versicherungsträgers erhalten hat. 
Die Zustimmung kann jedoch nur wegen des 
Krankheitszustandes des Versicherten ver- 
weigert werden; in der Wochenhilfe kann sie 
schon vor Eintritt des Versicherungsfalles 
erteilt werden. 

Der Artikel 9 Absatz 2 befaßt sich mit den 
Fällen, In denen der Versicherungsfall bei 
einem Versicherten, der in einem Vertrags- 
staat versichert Ist, Im Gebiet des anderen 
Vertragsstaates elntritt. In diesen Fällen 
bleibt der Leistungsanspruch des Berechtigten 
gegen den verpflichteten Versicherungsträger 
unangetastet. 

Der Artikel 9 Absatz 3 befaßt sich mit der 
Anspruchsberechtigung der Grenzgänger. Sie 
haben gegen den verpflichteten Versiche- 
riingsträger sowohl In ihrem W^ohnsitzland 
als auch in dem Land, in dem sie beschäftigt 
sind, Anspruch auf die ihnen zustehenden 
Leistungen. 

Diese Regelungen in Artikel 9 beruhen auf 
dem Versicherungsprinzip, Ein Versicherter, 
der bei dem Versicherungsträger eines der 
beiden Vertragsstaaten versichert ist, soll 
seinen Leistungsanspruch nicht verlieren, audi 
wenn er sich im anderen Staatsgebiet aufhält. 
Lediglich in den Fällen des Absatzes 1 (Ver- 
legung des Aufenthaltsortes nach Eintritt des 
Versicherungsfalles) ist die Erhaltung des 
Leistungsanspruchs im wohlverstandenen In- 
teresse des Versicherten an die Zustimmung 
des Versicherungsträgers gebunden, und zwar 
inbesondere in den Fällen, in denen der Ver- 
sicherungsträger zu der Überzeugung gelangt, 
daß der Krankheitszustand eine Verlegung 
des Aufenthalts nicht gestattet. 

Der Artikel 10 Absatz 1 zieht aus dem 
Artikel 9 die Folgerungen und regelt das 
Nähere über die Durchführung der Leistungs- 
gewährung an Versicherte eines Vertrags- 
staates, die sich im anderen Staat aufhalten. 
Die Leistungsgewährung soll in diesen Fällen 
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durch den für den Aufenthaltsort des Ver- 
sicherten zuständigen Versicherungsträger 
durchgeführt werden. Die Sachleistungen 
sollen von diesem Versicherungsträger nach 
den für ihn maßgebenden Vorschriften ge- 
währt werden, um zu vermeiden, daß der 
aushelfende Versicherungsträger sich mit dem 
Recht des verpflichteten Vcrsidierungsträgers 
im anderen Staat befassen muß. Für Geld- 
leistungen dagegen sollen die Vorschriften des 
verpflichteten Versicherungsträgers ange- 
wendet werden, der dann dem aushelfenden 
Versichcrungsträger die Flöhe und die 
Fiöchstdauer der Geldleistungen mitteilen 
muß. 

In Absatz 2 des Artikels 10 ist — ent- 
sprechend dem Versicherungsprinzip — der 
Grundsatz der Kostenerstattung zwischen 
dem verpflichteten und dem die Leistungen 
gewährenden Versicherungsträger verankert 
worden. 

Im Absatz 3 des Artikels 10 ist eine be- 
sondere Regelung der Leistungsgewährung 
für im Gebiet der Bundesrepublik Deutsdi- 
land befindlidie Versicherte der nur einseitig 
in Österreich bestehenden Sonderversicherun- 
gen, nämlich der Meisterkrankenversicherung 
und der Krankenversicherung nach dem 
Bundesangestellten - Krankenversicherungs- 
gesetz getroffen worden. Aus diesen Ver- 
sicherungen werden die Leistungen an in 
Deutschland befindliche Versicherte nur dann 
von einem deutschen Versicherungsträger ge- 
währt, wenn der verpflichtete Versichcrungs- 
träger darum ersucht. Ferner sind in diesen 
Fällen alle Leistungen nach den für den ver- 
pflichteten österreichischen Versicherungs- 
träger geltenden Vorschriften zu gewähren. 
Diese Regelung entspricht einem wegen der 
Eigenart dieser Versicherungen vorgebrachten 
Wunsch der österreichischen Delegation. 

Der Artikel 11 befaßt sich mit Sonder- 
versicherungen der Arbeitslosen, der Kriegs- 
beschädigten und der Kriegshinterbliebenen. 
Für sie kommen nach Ihrer Eigenart nicht 
alle Bestimmungen des Abkommens, die 
sonst in der Krankenversicherung gelten, in 
Betracht. Für sie werden deshalb die Be- 
stimmungen des Artikels 9 Absatz 3, ferner 
für die österreichische Krankenversicherung 
der Kriegsbeschädigten in beruflicher Aus- 
bildung und der Kriegshinterbliebenen auch 
die Bestimmungen der Artikel 2 und 13 aus- 
genommen. 

Der Artikel 12 regelt die Familienhilfe in 
den Fällen, in denen die Familienangehörigen 


eines Berechtigten, der in einem Staat ver- 
sichert ist, sich Im anderen Staat aufhalten. 
Auch hierfür Ist — entsprechend dem Ver- 
sicherungsprinzip — der Grundsatz ver- 
ankert worden, daß — gegen Kostenerstattung 
durch den an sich verpflichteten Versiche- 
rungsträger, dem der Versicherte angehört — 
die Leistungen von dem für den Aufenthalts- 
ort des Familienangehörigen zuständigen 
Versicherungsträger gewährt werden. Die 
Leistungen richten sich nach den für diesen 
aushelfenden Versicherungsträger maßgeben- 
den Vorschriften. Fiierfür war die Erwägung 
maßgebend, daß für die Familienangehörigen 
die Geldleistungen von untergeordneter Be- 
deutung sind, so daß es entbehrlich erschien, 
für die Geldleistungen eine andere Regelung 
zu treffen als für die Sachleistungen. Der 
Absatz 2 des Artikels 12 enthält eine Sonder- 
bestimmung für die im Artikel 10 Absatz 3 
aufgeführten österreichischen Spezialversiche- 
rungen (Melsterkrankenversidierung und 
Krankenversicherung der Bundesangestellten). 
Diese Sonderbestimmung entspricht der Re- 
gelung im Artikel 10 Absatz 3 des Ab- 
kommens. 

Zu A r t i k e 1 13 ist folgendes zu bemerken: 
In beiden Staaten enthält das Krankenver- 
sicherungsrecht Vorschriften, nach denen 
Leistungen für Versicherungsfälle nach Be- 
endigung des Versicherungsverhältnisses noch 
während einer Schutzfrist gewährt werden. 
Die Gewährung der Leistungen während 
dieser Schutzfrist ist jedoch nach den beider- 
seitigen innerstaatlidien Vorschriften nur 
dann zulässig, wenn sich der Anspruchsberedi- 
tigte Im Inland aufhält. Eine Erweiterung 
des Schutzes auf Versicherungsfälle, die 
während der Schutzfrist im anderen Staate 
eintreten, wird durch Absatz 1 des Artikels 13 
ausgeschlossen, weil erfahrungsgemäß Er- 
krankungen während der Schutzfrist sehr 
häufig sind und die deswegen erforderliche 
Kontrolle im anderen Staat nicht In dem er- 
forderlichen Umfange durchgeführt werden 
kann. Der Absatz 2 des Artikels 13 be- 
günstigt aber Versicherte, die sich während 
der Schutzfrist in den anderen Staat begeben 
und deswegen nach Absatz 1 keine Leistun- 
gen für einen nach der Verlegung des Aufent- 
halts, aber noch während der Schutzfrist ein- 
getretenen Vcrsicherungsfall erhalten können, 
dadurch, daß ihnen der Im Zeitpunkt der 
Aufenthaltsverlegung noch nicht abgelaufene 
Teil der Schutzfrist bei Rückkehr in das 
Staatsgebiet, in dem sie versichert waren, gc- 
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wahrt bleibt. Dadurch werden insbesondere 
die Fälle geschützt, in denen sich ein aus der 
Versicherung des einen Staates Ausge- 
schiedener in das Gebiet des anderen Staates 
zwecks Suche nach einer neuen Beschäftigung 
begibt und wegen Erfolglosigkeit seiner Be- 
mühungen wieder in den ersten Staat zurück- 
kehrt. 

Der Artikel 14 regelt die Beziehungen 
zwischen den beiden Staaten bestehenden 
Rentnerkrankenversicherungen. Die Rege- 
lung wurde nach folgenden Gesichtspunkten 
getroffen: 

1. Grundsätzlich ist der Rentner nur In dem 
Staat krankenversichert, In dem er wohnt, 
weil dies für die Leistungsgewährung die 
einfachste und vorteilhafteste Lösung ist. 

2. Der Beitrag für die Rentnerkrankenver- 
sicherung ist nach den Vorschriften des 
Staates, in dem die Krankenversicherung 
durchgeführt wird, von dem zur Leistungs- 
gewährung verpflichteten Rentenversiche- 
rungsträger zu entrichten. Sind Träger 
beider Staaten zur Rentenzahlung ver- 
pflichtet, so hat derjenige den Beitrag zu 
entrichten, in dessen Rente die längere 
Versicherungszeit berücksichtigt Ist. Der 
Österreichische Versicherungsträger kann, 
wenn er zahlungspflichtig ist, den Beitrag 
nacli seinen Vorschriften von der Rente 
einbchalten. Für die Bundesrepublik 
Deutschland w^ar eine solche Bestimmung 
nicht notwendig, da nach deutschem Redit 
ein Abzug von der Rente nicht mehr vor- 
genommen werden darf. 

5. ZU ABSCHNITT III 

Unfallversicherung 

Die den Leistungen der Krankenversicherung 
entsprechenden Leistungen der Unfallver- 
sicherung (Krankenbehandlung, kurzfristige 
Geldleistungen) werden nach Artikel 13 
ebenso behandelt wie diejenigen der Kranken- 
versicherung. 

Der Artikel 16 Absatz 1 entspricht den 
Bestimmungen des Artikels 6 des Ab- 
kommens. Eine solche Vorschrift ist auch in 
sonstigen zwischenstaatlichen Abkommen 
enthalten. Der Artikel 16 Absatz 2 gibt die 
Möglichkeit, bei Berufskrankheiten, die wäh- 
rend der Beschäftigung in einem Vertrags- 
Staat verursacht werden, aber erst beim 
Aufenthalt oder der Beschäftigung im 
anderen Vertragsstaat ausbrechen und ent- 


schädigungspflichtig werden, Härten zu ver- 
meiden. Es soll durch diese Bestimmung 
unterbunden werden, daß eine Person, die 
an einer Berufskrankheit leidet, wegen des 
Kausalzusammenhanges zwischen der Berufs- 
krankheit und der Beschäftigung im anderen 
Staat keine Entschädigung erhält. 

4. ZU ABSCHNITT IV 

Rentenversicherungen 

Der Artikel 17 Absatz 1 enthält auch die 
in sonstigen Sozialversicherungsabkommen 
übliche Regelung der Zusammenrechnung der 
Versicherungszeiten für die Erfüllung der 
Wartezeit oder sonstiger Mindestbeitrags- 
zeiten (z. B. für den Knappschaftssold) und 
für die Erhaltung der Anwartschaft. Hierbei 
werden die Zelten einer Rentenversicherung 
des anderen Staates wie Zeiten einer gleich- 
artigen Rentenversicherung des eigenen 
Staates berücksichtigt. Die Zusammenrech- 
nung erstreckt sich auch auf Ersatzzelten, die 
nach den Vorschriften beider Staaten den 
Beitragszeiten gleichgestellt werden. Ersatz- 
zeiten, die nur in einem der beiden Vertrags- 
staaten anerkannt sind, werden nur In der 
Rentenversicherung dieses Staates berück- 
sichtigt. Versicherungszeiten sind Beltrags- 
zclten, ihnen gleichgestellte Beschäftigungs- 
zeiten und schließlich auch die erwähnten Er- 
satzzeiten. Als den Beitragszeiten gleichge 
stellte Beschäftigungszeiten kommen die 
österreichischen Vordienstzeiten in der Inva- 
lidenversicherung nach § 20 der Verordnung 
über die Einführung der Sozialversldierung 
im Lande Österreich vom 22. Dezember 1938 
(RGBl. I S. 1912) In Betracht. Ersatzzelten 
sind Zeiten, die für die Erfüllung der Warte- 
zeit oder die Erhaltung der Anwartschaft an- 
gerechnet werden, ohne daß für sie Beiträge 
entrichtet worden sind. 

Der Absatz 2 des Artikels 17 stellt für die 
knappschaftliche Rentenversicherung klar, 
daß bei Leistungsansprüchen, die von einer 
bestimmten Zeit wesentlich bergmännischer 
Arbeit (z. B. für den Knappschaftssold) oder 
Hauerarbelt unter Tage (z. B. beim Leistungs- 
zuschlag) abhängen, nur Beschäftigungszeiten 
solcher Art zusammengerechnet werden, die 
in beiden Staaten zurückgelegt wurden. 

Der Artikel 18 Absatz 1 regelt für die 
Fälle der Zusammenrechnung der Versiche- 
rungszeiten nach Artikel 17 die Feststellung 
der von den beiderseitigen Versicherungen zu 
gewährenden Leistungen. Jeder der beider- 
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seitigen Versicherungsträger beurteilt nach 
den für ihn geltenden Vorschriften und unter 
Berücksichtigung insbesondere der Zu- 
sammenrechnungsregeln des Artikels 17, 
ob die Voraussetzungen für den Leistungs- 
anspruch erfüllt sind. Ist dies der Fall, so 
wird die Leistung von jedem der beider- 
seitigen Versicherungsträger nachdem für ihn 
maßgebenden innerstaatlichen Recht und 
allein auf Grund der nach diesem Recht an- 
rechenbaren Zeiten festgestellt. Dabei sind 
jedoch folgende Besonderheiten zu beachten. 

1. Ersatzzeiten, die nach den Vorschriften 
beider Staaten für die Berechnung der 
Leistung zu berücksichtigen waren, werden 
nur in dem Staat berücksichtigt, in dessen 
Versicherung der letzte Beitrag vor der 
Ersatzzelt entrichtet wurde (Absatz 1 
Ziffer 2 Buchstabe a). 

2. Leistungen oder Leistungsteile, die in 
ihrem Ausmaß von der Dauer der Ver- 
sicherungszeit unabhängig sind, werden 
pro rata temporis gewährt (Absatz 
1 Ziffer 2 Buchstabe b). Diese pro- 
rata-temporis-Regelung Ist in den meisten 
zwischenstaatlichen Sozialversicherungsab- 
kommen verankert und hat auch ihren 
Niederschlag in der internationalen Kon- 
vention Nr. 48 der Internationalen Arbeits - 
organisation über zwischenstaatliche 
Wanderversicherung gefunden. Sie trägt 
der versicherungstechnischen Gerechtigkeit 
Rechnung. 

Im Artikel 18 Absatz 2 ist bestimmt, daß bei 
Vorliegen einer kurzen Versicherungszelt 
von nicht mehr als einem Jahr in einem der 
beiden Vertragsstaaten keine Leistung zu ge- 
währen ist, es sei denn, daß nach den inner- 
staatlichen Vorschriften das Erfordernis der 
Wartezeit entfällt (wie z. B. bei Verur- 
sachung des Versicherungsfalls bei einem 
Arbeitsunfall), wenn hiernach aus der Ver- 
sicherung eines Staates kein Leistungsanspruch 
besteht, dann Ist folgerichtig auch keine 
Kürzung der Leistung nach der pro-rata-tem- 
poris-Regel durchzuführen. 

Der Artikel 19 definiert im einzelnen die 
Im deutschen und österreichischen Recht vor- 
gesehenen Leistungen oder Leistungsteile, 
deren Ausmaß von der Dauer der Versiche- 
rungszelt unabhängig Ist, demnach also unter 
die pro-rata-temporls-Regel des Artikels 18 
Absatz 1 Ziffer 2 Buchstabe b) fallen. In Er- 
gänzung des Artikels 19 Absatz 1 Ist in 
Ziffer 4 des Schlußprotokolls festgestellt, daß 


auch die Zuschläge nach den österreichischen 
Anpassungsgesetzen zu den festen Leistungs- 
tellen der Rentenversicherungen, die der pro- 
rata-temporls-Regel unterliegen, gehören. 
Ferner sind die obersten Verwaltungs- 
behörden der beiden Vertragsstaaten nach 
Ziffer 5 des Schlußprotokolls ermächtigt, 
über neue Leistungen oder Leistungsteile zu 
vereinbaren, ob und inwieweit sie als feste 
Leistungsteile zu gelten haben. 

Der Artikel 19 Absatz 2 befaßt sich mit dem 
in beiden Vertragsstaaten vorgesehenen 
Leistungszuschlag für Hauerarbeit in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung. Seine 
Höhe wird in beiden Gesetzgebungen wie 
folgt bemessen: 

Er wird nach mindestens 10 vollen Jahren 
Hauerarbeit für jedes weitere volle Jahr einer 
solchen Arbeit gewährt. Er Ist gestaffelt für 
die ersten 10 weiteren Jahre (in Deutschlandfür 
jedes dieser Jahre 12 DM jährlich), die nächsten 
10 Jahre (In Deutschland für jedes dieser 
Jahre 24 DM jährlich) und schließlich für 
jedes weitere Jahr (in Deutschland je 36 DM 
jährlich). Um den Satz des Leistungszu- 
schlages In den Fällen zu bestimmen, in denen 
ein Versicherter Hauerarbelt unter Tage in 
beiden Vertragsstaaten geleistet hat, be- 
stimmt der Absatz 2 des Artikels 19, daß 
hierfür auch die entsprechenden Beschäfti- 
gungszeiten im Gebiet des anderen Staates zu 
berücksichtigen sind. Hat also z. B. ein Ver- 
sicherter zunächst in der Bundesrepublik 
Deutschland 20 Jahre Hauerarbelt geleistet 
und dann 10 Jahre in Österreich, so erhält er 
aus der deutschen Versicherung für die 20 
Jahre in Deutschland den niedrigsten Satz (je 
Jahr, das eine lOjährlge Hauerarbelt über- 
steigt, 12 DM jährlich), aus der österreichi- 
schen Versicherung für die in Österreich zu- 
rückgelegten 10 Jahre den nächsthöheren 
Satz. 

Der Artikel 19 Absatz 3 ist eine Ergänzung 
des Absatzes 1. Er befaßt sich mit den Fällen, 
in denen nach Innerstaatlichen Vorschriften 
für eine Leistung ein Mlndestbetrag festgesetzt 
wird und diese Leistung keine festen 
Leistungsteile enthält oder diese festen 
Leistungsteile nicht den Mindestbetrag er- 
reichen. In diesen Fällen gilt die Leistung bis 
zur Höhe des Mindestbetrages als fester 
Leistungsteil, der der pro-rata-temporis- 
Regel unterliegt. Diese Vorschrift findet z. B. 
Anwendung auf die Mindestbeträge der 
Renten nach der deutschen Sozlalversichc- 
rungs-Anpassungsgesetzgebung. 
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Der Artikel 20 stellt sicher, daß in den 
Fällen, in denen sich trotz Zusammenredi- 
nung der Versicherungszeiten nach Artikel 17 
nur ein Anspruch in einem Staat ergibt, 
dieser aber auch schon nach innerstaatlichem 
Recht allein gegeben war, die Bestimmungen 
des Artikels 18 nicht anzuwenden sind. Da- 
durch wird also in solchen Fällen eine Kür- 
zung von festen Leistungen oder Leistungs- 
teilen ausgeschlossen, um den Berechtigten 
durch die Anwendung des Abkommens nicht 
schlechter zu stellen, als wenn er allein nach 
innerstaatlichem Recht behandelt würde, 
Wenn aber später bei den Versicherungs- 
trägern des anderen Vertragsstaates unter 
Berücksichtigung der Zusammenredanungs- 
regel des Artikels 17 auch ein Leistungs- 
anspruch entsteht, so werden die Leistungen 
beider Staaten — auch die zuerst angefallene 
Leistung — nach den Bestimmungen des 
Artikels 18 neu bemessen. 

Der Artikel 21 enthält eine Schutzbestim- 
mung zu Gunsten der Berechtigten. Durch 
sie soll erreicht werden, daß in den Fällen, in 
denen die Summe der sich aus Artikel 18 er- 
gebenden und von beiden Staaten zu ge- 
währenden Rententeile geringer ist als der 
Leistungsanspruch, der sidi allein nach inner- 
staatlichen Vorschriften eines Staates ergeben 
würde, keine Schädigung des Berechtigten 
cintritt. In diesen Fällen hat der Versiche- 
rungsträger des betreffenden Staates seinen 
Rententeil um den Unterschiedsbetrag zu er- 
höhen. 

Der Artikel 22 Absatz 1 ist eine Sonder- 
bestimmung für das nach österreichischem 
Recht noch bestehende, aber im deutschen 
Recht im Jahre 1945 abgeschaffte Bergmanns - 
treuegeld der knappschaftÜchen Pvcntenver- 
sicherung. Da für diese Leistung infolgedessen 
keine Gegenseitigkeit besteht, bestimmt der 
Artikel 22 Absatz 1, daß die Bestimmungen 
des Abschnittes IV auf das Bergmannstreue- 
geld keine Anwendung finden. 

Der Artikel 22 Absatz 2 befaßt sich mit Ver 
sicherungszeiten, die nach dem 30. April 1945 
in den deutschen Rentenversiclierungeri 
außerhalb des Gebietes der Bundesrepublik 
Deutschland zurückgelegt wurden, z.B. in der 
sowjetischen Besatzungszone. Diese Versiche- 
rungszeiten sind bei der Anwendung der Be- 
stimmungen des Abschnittes IV nur in den 
Fällen zu berücksichtigen, in denen der Ver- 
sicherte während der Zugehörigkeit zu den 
deutsdien Rentenversicherungen überwiegend 
im Gebiet der Bundesreoublik Deutschland 


versichert war. Diese Einschränkung steht ini 
Zusammenhang mit der Abgrenzung der 
Leistungsverpflichtungen der Rentenversiche- 
rungen der Bundesrepublik Deutschland nach 
Artikel 23 des Abkommens. 

5. ZU ABSCHNITT V 

Gemeinsame und verschiedene 
Bestimmungen 

Zu Kapitel 1 

Verteilung von Leistungsansprüchen und 
Anwartschaften 

Die Artikel 23 und 24 bilden einen 
Kern des deutsch-österreichischen Sozialvcr- 
slcherungsabkommens. Sie legen die Ver- 
teilung von Leistungsansprüchen und An- 
wartschaften, die vor dem Zusamm.enbrudi 
und vor der Trennung der beiderseitigen 
Staatsgebiete im Jahre 1945 in der deutschen 
Unfallversicherung und in den deutschen 
Rentenversicherungen entstanden sind oder 
vor diesem Zeitpunkt in diesen Versicherun- 
gen aus Versicherungen anderer Staaten über- 
nommen wurden. 

Der Artikel 23 enthält die Bedingungen, 
unter denen diese Leistungen auf die Sozial- 
versicherung der Bundesrepublik Deutsch- 
land übergehen, während der Arilkel 24 den 
Übergang auf die österreichische Sozialver- 
sicherung regelt. 

Die Leistungsansprüche aus der Unfallver- 
sldierung werden nach Artikel 23 Ziffer 1 
und nadi Artikel 24 Absatz 1 Ziffer 1 wie 
folgt verteilt: 

Jeder Staat übernimmt die Leistungsan 
Sprüche aus Arbeitsunfällen und Berufs- 
krankheiten, die ln seinem Gebiet oder 
außerhalb dieses Gebietes, aber im Zusam- 
menhang mit einer Beschäftigung in seinem 
Gebiet cingetreten sind. Darüber hinaus 
übernimmt die österreichische Sozialversiche- 
rung — im Sinne der vorläufigen Regelung 
des § 57 Absatz 2 des österreichischen Sozial- 
versicherungs-Übcrleitungsgesetzes — nach 
Artikel 24 Absatz 2 Buchstabe a) für einen 
bestimmten Personenkreis die Leistungsan- 
sprüche aus Unfällen und Berufskrankheiten, 
die sich in der Zeit vom 13. März 1938 bis 
zum 9. April 1945 außerhalb des Gebietes der 
Republik Österreich und außerhalb des Ge- 
bietes der Bundesrepublik Deutschland er- 
eignet haben. Bei dem Kreis der Personen, 
deren Ansprüche hiernach von der Öster- 
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reichischen Unfallversicherung übernommen 
werden, handelt es sich um 

a) Versicherte österreichisdicr Staatsange- 
hörigkeit, welche die besonderen persön- 
lichen Voraussetzungen des § 56 Absatz 3 
des österreichischen Sozialversicherungs- 
Überleitungsgesetzes erfüllen, d. s. Per- 
sonen, die unmittelbar vor dem 13. März 
1938 ihren ordentlichen Wohnsitz im Ge- 
biet der Republik Österreich gehabt 
haben und zu den Personen gehören, die 
nach dem österreichischen Staatsbürger- 
schafts-Überleitungsgesetz die Österreichi- 
sche Staatsangehörigkeit besitzen, 

b) Versicherte, die am 13. Marz 1938 und 
am 10. April 1945 die deutsche Staats- 
angehörigkeit besaßen und unmittelbar 
vor dem 13. März 1938 durch fünf Jahre 
ihren Wohnsitz im Gebiet der Republik 
Österreich hatten, 

c) die Hinterbliebenen der unter a) und b) 
genannten Personen. 

In den Rentenversicherungen ist die Ver- 
teilung der bis zum Zusammenbruch im 
Jahre 1945 entstandenen Ansprüche und An- 
wartschaften im Artikel 23 Ziffer 2 zu 
Lasten der Sozialversicherung in der Bundes- 
republik Deutschland und Im Artikel 24 
Absatz 1 Ziffer 2 zu Lasten der österreichi- 
schen Sozialversicherung geregelt. 

Danach übernimmt die Sozialversidierung in 
der Bundesrepublik Deutscliland die An- 
sprüche und Anwartschaften aus Versiche- 
rungszeiten, die auf ihrem Gebiet zurückge- 
legt worden sind. Darüber hinaus übernimmt 
sie auch die Ansprüche und Anwartschaften 
von Personen mit dem Wohnsitz in der Bun- 
desrepublik Deutschland oder in der Re- 
publik Österreich aus Versicherungszeiten, 
die außerhalb ihres Gebietes zurückgelegt 
worden sind, jedoch unter der einschränken- 
den Voraussetzung, daß 

a) der Versicherte während der Zugehörig- 
keit zu den deutsdien Rentenversicherun- 
gen zuletzt im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland pflichtversichert oder in 
diesem Gebiet überwiegend pflicht- oder 
freiwillig versichert war, oder 

b) die Versicherungszeiten bereits in einer 
Leistung berücksichtigt sind, die von 
einem Versicherungsträger mit dem Sitz 
in dem Gebiet der Bundesrepublik 


Deutschland vor Inkrafttreten des Ab- 
kommens rechtskräftig festgestellt wor- 
den sind. 

Ausgenommen von dieser Übernahme sind 
jedoch Zeiten, die nach Artikel 24 in der 
österreichischen Versicherung angerechnet 
werden müssen. 

Die österreichischen Rentenversicherungen 
übernehmen 

a) die für Einführung der deutschen Renten- 
versicherungen in Österreich in diese 
übernommene Österreichische Versiche- 
rungslast an Ansprüchen und Anwart- 
schaften, 

b) ferner soldie Ansprüche und Anwart- 
schaften, die auf Versicherungszeiten be- 
ruhen, welche nach Einführung der 
deutschen Rentenversicherungen in Öster- 
reich im Gebiet der Republik Österreich 
zurückgelegt worden sind. 

c) Ansprüclie und Anwartschaften aus Ver- 
sicherungszeiten, die während der Zelt 
vom 13. März 1938 bis 9. April 1945 in 
den deutschen Rentenversicherungen 
außerhalb der Gebiete der Bundesre- 
publik Deutschland und der Republik 
Österreich zurückgelegt worden sind, je- 
doch in diesen Fällen nur für den einge- 
schränkten Personenkreis, der im Artikel 
24 Absatz 2 umschrieben ist (s. oben). 

In den Artikeln 23 und 24 sind folgende An- 
sprüche und Anwartschaften aus der deut- 
schen Sozialversicherung noch nicht berück- 
sichtigt worden: 

1. Ansprüche aus der Unfallversicherung, so- 
fern sie auf Arbeitsunfälle und Berufs- 
krankheiten zurückzuführen sind, die 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich eingetreten 
sind, 

2. die Ansprüche und Anwartsdiaften, die in 
der Rentenversicherung außerhalb der 
Bundesrepublik Deinschland und der Re- 
publik Österreich erworben worden sind, 

mit Ausnahme der im Artikel 23 Ziffer 1 
letzter Satz, Artikel 23 Ziffer 2 Buchstabe b), 
Artikel 24 Absatz 1 Ziffer 1 letzter Satz und 
Artikel 24 Absatz 2 aufgeführten Fälle. 

Unter die hiernach noch nicht geregelten 
Leistungsansprüche und Anwartschaften fal- 
len insbesondere die sich in Österreich auf- 
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haltenden Flüchtlinge und Vertriebene deut- 
sdier Sprachzugehörigkelt (Volksdeutsche), 
die sich unmittelbar aus ihren Heimatländern 
nach Österreich begeben haben und seitdem 
dort verblieben sind. Die beiden Delegationen 
haben sich mit dieser Lücke des Vertrages 
eingehend befaßt. Eine abschließende Rege- 
lung konnte noch nicht getroffen werden. Es 
müssen in dieser Hinsicht noch innerstaatliche 
Regelungen, insbesondere auf Seiten der Bun- 
desrepublik Deutschland, abgewartet werden. 
Es wurde deshalb beschlossen, in Ziffer 6 des 
Schlußprotokolls eine Zusatzvereinbarung in 
Aussicht zu nehmen, in der bestimmt wei- 
den soll, ob und in welchem Umfange und in 
welcher Weise die beiderseitigen Staatsange- 
hörigen und die Volksdeutschen Leistungen 
oder Unterstützungen erhalten können, so- 
lange sich diese Personen Im Gebiete eines 
der beiden Vertragsstaaten aufhalten, soweit 
es sich dabei um Berechtigte handelt, die nicht 
unter die Regelung der Artikel 23 und 24 des 
Abkommens fallen. 

Zu Kapitel 2 

Zahlungsverkehr — Währungsumrechnung 

Der Artikel 25 regelt den Zahlungsver- 
kehr für die Gewährung von Leistungen und 
sonstige Geldüberweisungen, und zwar so- 
wohl zwischen den beiden Vertragsstaaten als 
auch gegenüber einem dritten Staat. Die 
Überweisungen sollen danach auf den Zah- 
lungswegen erfolgen, die in den zwischen- 
staatlichen Zahlungsabkommen vorgesehen 
sind. Die Absätze 3 und 4 des Artikels 25 
sollen den Zahlungsverkehr erleichtern. 

Der Artikel 26 regelt die Umrechnung 
von Beträgen, die in der Währung eines an- 
deren Staates ausgedrückt sind, in die eigene 
Währung, wenn sich eine solche Umrechnung 
zur Durchführung des Abkommens als not- 
wendig erweist ( z. B. bei Anwendung des 
Artikels 6 oder des Artikels 21). 

Zu Kapitel 3 

Verwaltungshilfe 

Die Artikel 27 bis 31 enthalten die In 
Sozialversicherungsabkommen üblichen Re- 
gelungen der gegenseitigen Verwaltungshilfe 
und sonstigen Maßnahmen, die der erleich- 
ternden Durchführung des Abkommens 
dienen. Von einer näheren Begründung kann 
abgesehen werden. 


Zu Kapitel 4 

Durchführung und Auslegung des 
Abkommens 

Die Artikel 32 bis 36 enthalten die auch 
in sonstigen Sozialversicherungsabkommen 
üblichen Bestimmungen über die Durchfüh- 
rung und Auslegung des Abkommens. Sie 
geben den im Artikel 36 bestimmten ober- 
sten Verwaltungsbehörden der beiden Ver 
tragsstaaten die Möglichkeit, Verwaltungsver 
einbarungen zu treffen (Artikel 32), Streitig- 
keiten zu entscheiden (Artikel 33 Absatz 1), 
gegebenenfalls ein Schiedsgericht elnzusetzen 
(Artikel 33 Absatz 2). Die Artikel 34 und 35 
stellen für die Zeit bis zur Austragung 
etwaiger Streitigkeiten die Betreuung der 
Versicherten sicher. 

Zu Kapitel 5 

Verschiedene Bestimmungen 
Der Artikel 37 enthält die Definition der 
Grenzgänger und der Grenzgebiete im Sinne 
des Abkommens. 

Der Artikel 38 stellt klar, daß die inner- 
staatlichen Vorschriften über die Selbstver- 
waltung der Versicherungsträger durch das 
Abkommen nicht berührt werden. 

6. ZU ABSCHNITT vT 

Übergangs - und Schluß- 
bestimmungen 

Nach Artikel 39 Absatz 1 gilt das Ab- 
kommen auch für Leistungen aus Versiche- 
rungsfällen, die vor seinem Inkrafttreten ein- 
getreten sind. Auch sind bei seiner Anwen- 
dung Versicherungszeltcii zu bei ücksiditigen, 
die vor seinem Inkrafttreten zurückgelegt 
sind. Für die Leistungen der Krankenver- 
sicherung und die kurzfristigen oder ein- 
maligen Leistungen der Unfallversicherung 
(also nicht für Renten) wird die Rückwirkung 
auf Versicherungsfälle und die Berücksichti- 
gung von Verslcherungszelten aus der Zeit 
vor dem Inkrafttreten durch Artikel 39 
Absatz 4 ausgeschlossen. 

Nach Artikel 39 Absatz 2 sollen Leistungen, 
die nach diesem Abkommen zu gewähren 
sind, und vor dessen Inkrafttreten wegen des 
Aufenthalts des Berechtigten im Gebiet des 
anderen Vertragsstaates nicht gewährt wur- 
den und ruhten, zum Wiederaufleben ge- 
bracht werden. Das Wiederaufleben ist je- 
doch grundsätzlich an die Stellung eines An- 
trages durch den Berechtigten gebunden. 
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Leistungen, die bereits vor Inkrafttreten fest- 
gestellt waren, sind auf Antrag des Berechtig- 
ten oder vom Versicherungsträger von Amts 
wegen neu festzustellen, wenn die Leistung 
nach dem Inkrafttreten des Abkommens noch 
weiter läuft. Die Rechtskraft früherer Ent- 
scheidungen steht der Neufeststellung nicht 
entgegen. Die neue Leistung wird in diesen 
Fällen grundsätzlich erst von dem der An- 
tragstellung oder der Neufeststellung von 
Amts wegen folgenden Monatsersten an ge- 
währt. Nur wenn der Antrag vor Ablauf von 
zwei Jahren nach dem Inkrafttreten des Ab- 
kommens gestellt wird, wird die Leistung 
vom Inkrafttreten an gewährt. Für Zeiten 
vor dem Inkrafttreten des Abkommens wer- 
den auf Grund seiner Bestimmungen Leistun- 
gen überhaupt nicht gewährt (Absatz 3). 

Der Artikel 40 macht den vor Inkraft- 
treten des Abkommens eingetretenen Ablauf 
von Verjährungs- und Ausschlußfristen un- 
wirksam, wenn die versäumte Antragstellung 
Innerhalb eines Jahres nach Inkraft- 
treten des Abkommens nachgeholt wird 
Nach Ziffer 8 des Schlußprotokolls gehören 
zu den Fristen auch die Frist von sechs Mo- 
naten im Sinne des § 58 des österreichischen 
Sozialversicherungs-Überleitungsgesetzes. Dies 
ist für die nach dem § 56 Absatz 3 oder § 57 
Absatz 2 des österreichischen Sozialversiche- 
rungs-Überleitungsgesetzes nicht begünstig- 
ten Personen, also insbesondere für nicht- 
österreichische Staatsbürger, von besonderer 
Bedeutung. Diese nicht begünstigten Personen 
hatten nämlich nach § 58 des österreichischen 
Sozialversicherungs-Überleitungsgesetzes den 
Antrag auf Feststellung ihrer vom öster- 
reichischen Versicherungsträger zu überneh- 
menden und aus der Zeit zwischen dem 13. 
März 1938 und dem 9. April 1945 stammen- 
den Ansprüche oder Anwartschaften bei son- 
stigen Verlusten dieser Rechte binnen sechs 
Monaten nach Verkündung des genannten 
österreichischen Gesetzes (7. August 1947) zu 
stellen, wenn der Versicherungsträger diese 
Feststellung nicht von Amts wegen vor- 
nimmt. Diese Frist verlängerte sich zwar um 
Zeiträume, während derer der Antragsteller 
nachweislich ohne eigenes Verschulden ver- 
hindert war, den Antrag zu stellen. Gleidi- 
wohl hat diese Bestimmung bei nichtöster- 
reichischen Staatsbürgern in vielen Fällen 
wegen Versäumnis der Frist zu Rechtsnach- 
tellen geführt. Diese Einbußen werden jetzt 
durch das Wiederaufleben der Frist beseitigt. 
Die Antragstellung muß aber jetzt innerhalb 


eines Jahres nach Inkrafttreten des Abkom- 
mens nachgeholt werden. 

Der Artikel 41 regelt die Dauer, auto- 
matische Verlängerung und Kündigung des 
Abkommens, sowie die sich aus der Kündi- 
gung ergebenden Rechtswirkungen. 

Der A r t i k e 1 42 enthält die übliche Ratifi- 
zierungsklausel und stellt den Tag des In- 
krafttretens des Abkommens fest. Eine rück- 
wirkende Inkraftsetzung ist wegen der un- 
übersehbaren finanziellen Auswirkungen 
nicht vorgenommen worden. 

II. Zum Schlußprotokoll 

ZuZiffer 1; 

Vgl. Begründung zu Artikel 2 des Ab- 
kommens. 

Zu Ziffer 2: 

Die Definition der Bundesrepublik Deutsch- 
land dient der Klarstellung. Es wird jedoch 
auf Ziffer 15 des Schlußprotokolls hinge- 
wiesen, wonach die Ausdehnung des Abkom- 
mens auf die Sozialversicherung im Lande 
Berlin, das gegenwärtig noch nicht formell 
zur Bundesrepublik Deutschland gehört, 
einer Zusatzvereinbarung überlassen bleibt. 

Zu Ziffer 3: 

Diese Bestimmung enthält eine Gleichstellung 
des in der Donauschiffahrt fahrenden Per- 
sonals, das weder die deutsche noch die öster- 
reichische Staatsangehörigkeit besitzt, mit den 
deutschen und österreichischen Staatsange- 
hörigen. Es handelt sich hier um besonderes 
Fachpersonal, das für den Fahrdienst der 
beiderseitigen Donauschiffahrtsunternehmun- 
gen wegen seiner Erfahrungen von beson- 
derer Bedeutung ist. Deswegen ist die Gleich- 
stellung erfolgt. 

ZuZiffern4 und 5 : 

Vgl. Begründung zu Artikel 19 des Ab- 
kommens. 

ZuZiffer 6: 

Vgl. Begründung zu den Artikeln 23 und 24 
des Abkommens. 

ZuZIffer7: 

Nach Artikel 27 Absatz 2 des Abkommens 
soll für die Rechtshilfe zunächst der deutsch- 
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österreichische Vertrag über Rechtsschutz 
und Rechtshilfe vom 23. Juni 1923 weiter 
angewendet werden. Für den Fall, daß ein 
neues Abkommen über Rechtsschutz und 
Rechtshilfe geschlossen wird, werden sich die 
obersten Verwaltungsbehörden der beiden 
Vertragsstaaten darüber verständigen, ob und 
inwieweit ein solches Abkommen auch für 
die Rechtshilfe im Bereich der Sozialversiche- 
rung gelten soll. 

Zu Ziffer 8: 

Vgl. Begründung zu Artikel 40 des Ab- 
kommens. 

ZuZiffer9: 

Diese Bestimmung dient der Klarstellung für 
das österreichische Verfahrensrecht. 

Zu Ziffer 10: 

Nach österreichischen Vorschriften erhalten 
österreichische Staatsangehörige vorläufig auf 
Grund von Ansprüchen gegen ausländische 
Versicherungsträger, also auch gegen solche 
der Bundesrepublik Deutschland unter be- 
stimmten Voraussetzungen Vorschüsse bis 
zum Fiöchstbetrage von 450 Schillingen 
monatlich, und zwar nach bestimmten Um- 
rechnungskursen ohne Begründung eines An- 
spruchs, wenn der Anspruch bis zur Flöhe der 
Vorschüsse an die Republik Österreich ab- 
getreten wird. Es handelt sich hierbei um 
freiwillige Fürsorgeleistungen. Deshalb wird 
In Ziffer 10 ausdrücklich festgestellt, daß 
diese Vorschüsse nicht als sozialversicherungs- 
rechtliche Leistungen im Sinne des Ab- 
kommens gelten, also z, B. nidit in das Ge- 
biet der Bundesrepublik Deutschland zu 
überweisen wären. 

ZuZifferll: 

Nach österreichischem Recht ruhen die 
Leistungen aus der österreichischen Sozialver- 
sicherung für deutsche Staatsangehörige eben- 
so wie für österreichische Staatsangehörige 
bei Aufenthalt In einem dritten Staat, es sei 
denn, daß der österreichische Versicherungs- 
träger seine Zustimmung zum Auslandsauf- 
enthalt erteilt. Nach Ziffer 11 des Schluß- 
protokolls wird die österreichische Regierung 
den Versicherungsträgern empfehlen, bei Er- 
teilung solcher Zustimmungen an deutsdie 
Staatsangehörige entgegenkommend zu ver- 
fahren. 


Zu Ziffer 12: 

Mit Rücksldit darauf, daß sowohl die Bun- 
desrepublik Deutschland als auch die Re- 
publik Österreich mit anderen Staaten Sozial- 
versidierungsabkommen geschlossen und den 
Abschluß weiterer Abkommen In Aussicht 
genommen haben, wurde in Ziffer 12 ver- 
einbart, zu gegebenem Zeitpunkt zu prüfen, 
inwieweit die Grundsätze des Abkommens 
auch gegenüber dritten Staaten, mit denen 
sowohl Deutschland als auch Österreich So- 
zialversicherungsabkommen abgeschlossen 
haben, angewendet werden können und sol- 
len. 

Zu Ziffer 13: 

Mit Rücksicht auf die in Ziffer 13 erwähnten 
deutsch-italienischen Abkommen über Sozial- 
versicherung haben die deutsche und die 
österreichische Regierung in Aussicht genom- 
men, baldmöglichst gemeinsam mit der italie- 
nischen Regierung zu verhandeln, um 
zwischen den Regierungen der drei Staaten 
zu einer Vereinbarung über alle Fragen zu 
gelangen, die sich aus dem Verhältnis 
zwischen dem deutsch-österreichischen Sozial- 
versicherungsabkommen und den bezeich- 
neten deutsch-italienischen Abkommen er- 
geben. 

Zu Ziffer 14; 

In der österreichischen Gemeinde Jungholz 
und Mittelberg wurde die Sozialversicherung 
bisher nach unterschiedlichem Recht durchge- 
führt. Die Unfallversicherung und die Kran- 
kenversicherung der Bundesangestellten be- 
ruhen auf österreichischem Recht, die übrigen 
Versicherungszweige auf deutschem Redit. 
Vom 1. Januar 1952 an soll trotz des engen 
wirtschaftlichen und geographischen Zusam- 
menhanges dieser Gemeinden mit Deutsch- 
land — entsprechend der Souveränitätsver- 
hältnisse — das österreichische Recht maß- 
gebend sein. Zur Überführung auf das öster- 
reichische Recht enthält die Ziffer 14 einige 
Übergangsregelungen. 

ZuZifferl5: 

Vgl. Begründung zu Ziffer 2 des Schlußproto- 
kolls. 

Zu Ziffer 16: 

Diese Bestimmung enthält eine Ermächti- 
gung, Vereinbarungen nach den Grundsätzen 
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des Abkommens für die Durdiführung sol- 
cher Versicherungen im Verhältnis zwischen 
den beiden Vertragsstaaten zu treffen, die ln 
einem Staat als Sozialversicherung, im an- 
deren als Einrichtungen anderer Art gestal- 
tet sind. Es handelt sich insbesondere um die 
zusätzlichen Rentenversicherungen für die 
Bediensteten der beiderseitigen Bundes- 
bahnen, die Rentenversicherungen für die Be- 
diensteten der privaten Eisenbahnen und die 
Rentenversicherungen für Notare und 
Notariatskandidaten (Notariatsassessoren). 

ZuZiffern 17 und 18: 

Diese Bestimmungen stellen ausdrücklich 
klar, daß durch das Abkommen der Ver- 


mögensauseinandersetzung über die deutschen 
Versicherungsträger, die von 1939 bis 1945 
auch für das Gebiet der Republik Österreich 
zuständig waren, und auch etwaiger Bestim- 
mungen des Staatsvertrages über Österreich 
oder des Friedensvertrages mit Deutschland 
nicht vorgegriffen wird. 

In der Schlußformel des Schlußprotokolls 
wird ausdrücklich festgestellt, daß es einen 
Bestandteil des Abkommens bildet und des- 
halb unter denselben Voraussetzungen und 
für dieselbe Dauer wie das Abkommen selbst 
zu gelten hat. 
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